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352 Strafrecht und Zivilgesetzbuch. 

"Die Einstellung im Aktivbürgerrecht und der .Entzug der 
bürgerlichen Ehren und Rechte, die durch ausserkantonale 
Behörd~n ausgesprochen werden, haben nur dann Wirkung, 
wenn sie aus Gründen erfolgten, die auch im Kanton Zürich 
zu dieser Massnahme hätten führen können." 

Ein Verfahren zur Feststellung·, ob ein ausserkantonale.s 
Urteil wirksam sein soll, ist nicht vorgesehen. Es wäre das 
vielleicht Sache der im Wurfe befindlichen Strafprozessordnung·. 
Vorerst könnte die W"irkung eines solchen Urteils gewisser­
massen nur einredeweise geltend gemacht werden anlässlich 
des Verlangens des Bestraften, in das Stimmregister eingetragen 
zu werden, oder durch den Notar anlässlich einer Testaments­
errichtung usw. Die Beschwerdeinstanz wilrde alsdann end­
gilltig entscheiden. Der Vorentwurf des Einführungsgesetzes 
zum schweizerischen Strafgesetzbuch bringt in Vorschlag, alle 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen kantonalen Urteile durch 
die ganze Schweiz vollstreckbar zu erklären, also auch be­
züglich der Ehrenstrafen. Dem ausländischen Urteil dag-egen 
wird auch weiterhin die Vollstreckbarkeit versagt, nnd für die 
Fälle, da die Nachwirkung der Ehrenstrafen erwünscht sein 
könnte, ist ein besonderes Verfahren auf Aberkennung der 
Ehrenrechte il'l Aussicht genommen, in ziemlicher Überein­
stimmung mit dem deutschen Reichsstrafg·esetzbuche (VE Art. 8, 
Absatz 3, und deutsches RStrGB § 37). 

Wir sind damit etwas vom ursprünglichen Gegenstand der. 
Betrachtung abgekommen. Die flüchtige Skizze mag anderwärts 
zu weiteren Forschung·en und Entdeckungen anregen, jedenfalls 
geht aus ihr hervor, dass schon der 1. Januar 1912 uns in ver­
einzelten Punkten eine etwelche Strafrechtsvereinheitlichung 
direkt und indirekt bringen wird. Allerding·s in einer Weise, 
die uns nur um so wünschenswerter erscheinen lässt, dass ein 
schweizerisches Strafgesetzbuch wieder einen klaren und sichern 
Rechtsboden schaffe. 

353 

Die Schadensdeckung durch den Verbrecher. 
Sollen dazu aucb die lieldstrafen und der Verdienstanteil des 

Sträilings Verwendung finden können? 
(Schweiz. StrGB-Vorentwurf 1908 Art. 39 und 46rv.) 

Von 

ProfesSor Dr. Ernst Hafter in Zürich. 

I. Befriedigung des durch ein Verbrechen Geschädigten 
nach Möglichkeit. Mittel und Wege dazu. 

In den Kreuz- und Quergängen der Kriminalpolitik be­
deutet die Forderung, dem durch ein Verbrechen Geschädigten 
solle nach Möglichkeit Deckung seines Schadens verschafft 
werden, eine Art Ruhepunkt. J\llan ist allerorts in diesem Ge­
danken so sehr einer Meinung·, dass es wahrlich unnötig ist, 
diese Einigkeit durch Zitate zu belegen. 

Die allgemeine Anerkennung eines solchen Satzes, seine 
Erhebung zu einem Axiom, hat aber nur zu leicht zur Folge, 
dass man ihn aus der wissenschaftlichen Diskussion ausschaltet, 
<>der wenigstens nicht energisch genug darauf sieht, ob und 
wie seine Durchführung· in der Praxis geschieht. Für die Gut- . ~ 
machung des durch schuldhafte Menschenhand verursachten 
Schadens kann der Jurist ja so bequem hinweisen auf die treff-
lichen Mittel, die das Privatrecht (schweiz. OR, Fassnng 1911, 
Art. 41 ff., deutsches BGB §§ 823 ff.) und das Zwangsvoll­
streckungsrecht dem Geschädigten zur Verfügung halten.· Und 
doch kennt jeder Praktiker, ja jeder, der im Leben steht, die 
Klage von durch verbrecherische Handlungen Geschädigten: 
der entstandene Schaden sei nicht gut gemacht worden. Oft 
wird dann auch der Überlegung Ausdruck gegeben, die Be-
strafung· des Täters sei gar nicht erwünscht, sie sei dem Ge­
schädigten zum mindesten gleichgültig·, wenn er nur den 
Schaden ersetzt bekomme. 



354 Ernst Haftel', 

Eine psychologisch ohne weiteres verständliche Tatsache 
die zugleich einen starken Beweis dafilr bildet, eine wie hervor~ 
ragende Bedeutung auch im Strafrecht dem Problem der 
Schadensdeckung· zukommt oder besser: zukommen sollte. 

De~n das heutige Strafrecht verschliesst sich in vielen, ja 
den meJSten Fällen solchen Klagen, nnd es erscheint hier wohl 
angebracht, zunächst die Gründe zu nennen, die namentlich 
das geltende Strafrecht zu seiner Gleichg·ültigkeit geg·enüber 
den Ersatzforderungen Geschädigter führen: 

Die scharfe juristische Scheidung zwischen St1·afe und 
Schadensersatz, die namentlich Binding (Normen § 41) zu ver-· 
danken ist, erscheint uns heute als grosse unantastbare Er­
run~·ens?haft einer gesteigerten Rechtskultur 1). Kein einsichtiger 
Junst w1rd heute diese Scheidekunst vermissen wollen und etwa 
eine Rückkehr zu der altrömischen Auffassung wünschen, nach 
der das Wort poena Strafe und deliktischen Schadensersatz 
zugleich bedeutete'); niemand wird heute dem System der alten 
deutschen Privatstrafe das Wort reden, wonach durch die 
geldmässige Ablösung· der Strafe, durch die Verpflichtung· zm· 
Zahlung eines Sühnegeldes, die Straf- und Schadensersatzfrage 
in einem erledigt wurde"). - Aber diese dem heutigen Juristen 
in Fleisch und Blut übergegangene Scheidung: Strafe- Schadens­
ersatz hat doch Wirkungen in ihrem Gefolge gehabt, die der 
Rechtssicherheit nicht nur Vorteile brachten. Um diese bis zu 
einem g:ewissen Grade nachteiligen, freilich nicht notwendig aus 
der Antithese Strafe - Schadensersatz sich erg·ebenden Wir­
kungen zu verstehen, ist zu beachten, wie gerade als Ergebnis 
der Differenzierung zwischen der strafrechtlichen und der 
privatrechtliehen Unrechtsfolge die Scheidung in öffentliches 
und privates Recht nach heutiger Aufl'assung sich immer deut­
licher vollzog. Der Anspruch auf Strafe, der früher dem Ge-
-----

1
) Vgl. IJohna, Vergleichende Darstellun,!,r, Allo·emeiner Teil 1 226 fl' · 

• .___ b ) ., 

v. L1szt, Strafrechtliche Aufsätze und Vorträge 2, 121; auch Gretener, Ur­
sprung lllid Bedeutung der soziologischen Schule des Strafrechts, Festschrift 
für Binding (1911), Sonderabdruck 50 Anmerkuuo· 1. Siehe ferner Battaglini D' . o , 

1e Begnffe Strafe und Schadensersatz im Archiv für Rechtsphilosophie 4t 
410 ff., auch Gmttr, Verhandlungen des sclnveiz. Juristenvereins 1903, 131. 

2
) Mommsen, Röm. StrR 14 und Anmerkung 1; Dolma 1. c. 227. 

3
) Brunnel', Grundzüge der deutschen Reehtsgeschiehte (4. Aufi.) 19~ 

166 f.; vgl. auch Dolma 1. c. 227. · 
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schädig·ten zustand, wurde ein ausschliesslich staatlicher, öffent­
lichrechtlicher Anspruch, und heute stehen wir nach dieser 
Richtung an einem Endpunkt der Entwicklung: ' der Monopoli­
sientng de1' Strafe durch den Staat. - In der Hand des Staates. 
ist das Strafrecht eine Macht geworden, die zum Schutze de!' 
Gesellschaft gegen das Verbrechen ungleich tauglicher ist als. 
das alte Recht. Und man muss es dem modernen Kulturstaat. 
Jassen, dass er mit Energie und Zielbewusstsein die entstehenden 
Strafansprüche durchführt, ohne dass für die Regel die an­
treibende und unterstützende Hand des Geschädigten nötig 
wäre. Ohne eine bestimmende Mitwirkung des Geschädigten, 
aber vielfach auch ohne starke Rücksichtnahme auf ihn wird der· 
Strafprozess gegen den Rechtsbrecher durchgeführt. Ins, 
besondere das geltende deutsche Recht ist dann bei seiner· 
Ausbildung des Strafprozesses noch einen Schritt weiter ge­
gangen. Die deutsche StrPrO verwirft grundsätzlich den durch 
die o·emeinrechtliche Praxis geschaffenen Adhäsionsp1·ozess, die 
dem

0 

Strafverfahren angehängte Entscheidung· über den Zivil­
punkt. Abgesehen von der Verfolg·ung des auf Schadensersatz. 
ausgehenden Bussanspruches bei Verleumdung und übler Nach­
rede bei KörrJerverletzung, bei Verletzung immaterieller Güter-' . rechte und bei unlauterem Wettbewerb, hat der Strafnchter 
nicht die Möglichkeit, sich mit dem Schadensersatzanspruch des 
Geschädigten zu befassen 1). - Das Strafrecht und der Straf­
prozess weisen damit die Frage der Schadensdeckung als etwas 
ihnen Fremdes von sich; der Strafrichter hat sich in der Regel 
auf die Feststellung des staatlichen Strafanspruches zu be­
schränken, dem - nur zu oft rat- und hülllosen - Geschädigten 
wird es überlassen, ob er sich zur Befriedigung seines Schadens. 
an den Zivilrichter wenden will. Dabei vergisst man aber 
Eines. Man vergisst, dass sich das Strafrecht durch diese Nicht­
achtung des Geschädigten eines ungemein zug·kräftigen l\llittels 
beraubt, um seine 'Wirksamkeit gerecht erscheinen zu lassen 
und populär zu machen. 

I) y gl. DEmtsche StrPrO §§ 443 ff.; Bindiug, Grundriss des StrPrR 
(5. Aufl.) §§ 68 und 58; Bennerke-Beling, Lehrbuch 204 lmd Anmerkung _16,_ 
ferner S. 650 ff.; Rosenfeld, Reichsstrafprozess (3. Aufl.) 115 ff., 266 f., namentlich 
aber Dolma 1. c. 248 ff'. - Über die dnreh den § 57 VE zu einem deutschen, 
StrGB vorgesehene Änderung· siehe lmten S. 356 und Anmerkung 8. 
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Aber die Reaktion gegen diese Nichtberücksichtigung· d 
Geschädigten im Strafrecht scheint sich doch allmählich Ba:s 
zu brechen. Eine Reihe von Anzeichen, sowohl im materielle~ 
Strafrecht wie im Strafprozessrecht, liegen vor. Man sucht 
nach Mitteln und Wegen, um unabhängig von einem besonders 
durchzuführenden Zivilprozess, ja sogar unabhängig von den 
zivilrechtliehen Bestimmungen über die Schadensersatzpflicht 
dem durch ein Verbrechen Geschädigten schon durch das 
Strafrecht sein Recht werden zu lassen. Ich glaube, solche 
Bestre~ungen hauptsächlich nach vier verschiedenen Richtungen 
aufweisen zu können: 

1. Der Adhäsionsprozess gewinnt an Boden. Ausser Frank­
reich 

1
), Österreich 2), Italien'), den Schweizer Kantonen <J 

. Ungarn 
5
), Griechenland'), der Türkei 7) und andern Gesetz' 

bangen mehr will nun auch Deutschland das Prinzip der Ad­
häsion einführen, allerdings vorläufig nicht durch die StrPrO, 
sondern durch den § 57 des VE zu einem StrGB 8). Nur die 
A.nerkennung des Grundsatzes, nicht die Ausgestaltung der 
-emzelnen Gesetzgebungen interessiert hier. 

Die Vorteile, die durch die Möglichkeit einer Adhäsion für 
den Geschädigten entstehen, sind oft schon zusammengestellt 
worden'): kürzeres und billigeres Verfahren; Verminderung der 

i) Code d'inst.ructiou criminrl Art. 1 ff., B, 63 ff., 161, 192, 358 fl: 
') SirPrO §§ 365 ff. 

~) Cod. di pr6eed. penale Art .. 1 ff., 104 ff., 549 ff., 569 ff. 
4

) V gl. Weiss~ Behandlung konnexer ZivH~ und Strafsachen (Zürich 
1893) 36 ff. 

'l StrPrO §§ 486 fl'. 
0

) StrPrO Art. 6 f., 85, 302 ff. (:dtiert nach .Dolma I. c. 250 Anm. 2). 
7
) Ottomanische StrPrO (Sammlung nusserdeutscher Strafgesetzbücher 

XXI) §§ 1 ff., 58 ff., 151, 292 ff. 
8

) Dazu die Begründung, Allg. Teil 190 ff. Über einige Fragen der 
prozessualen Ausgestaltung des § 57 VE jetzt .Dreyfus) Zo·esStrRW 31 
637 tf. Die Streichung des § 57 als einer nicht in ein StrGB '"ehörendm; 
Bestimmung empfiehlt - mit kaum durchschlagenden Gründen ~ Ascltrott 

.Reform des RStrGB 1, 176 ff.; auch der von Kahl) v. Lilienthat) v. Liszt 
1
md 

Goldscki~idt auf~estellte Gegenentwurf zum deutschen VE (Berlin 1911) hat 
den § D7 gestrichen, vgl. dazu die Begründung 61 f. V gl. endlich noch 
Lnuts) Deutsche Juristen-Zeitung 16, 1022. 

9
) Vgl. die sorgfältige Ab,yägung der Vor- und Nachteile bei Weiss 

konnexe Zivil- und Strafsachen 44 ff.; siehe ferner deutsches StrGB-VE) 
Begründung 190 und .Dolma I. c. 248. ' 

Die Schadensdeckung durch den Verbrecher, 

Ge!a.hr mehrerer einander widersprechender Entscheidungen; 
oTössere Gewähr für ein sachgemässes Urteil, auch Über den 
Zivilpunkt, weil der Strafrichter in der Regel früher· und. auf 
Grund frischerer Beweismittel zu einem Entscheid gelangt als 
der Zivilrichter. Unter allen Umständen ist durch die Ver­
bindung des Zivilpunktes mit dem Strafprozess in der grosseu. 
J\'Iehrzahl der Fälle dem Geschädigten besser gedient als mit 
der obligatorischen Abschiebung auf den Zivilrichter; ergeben 
sich bei einer Adhäsion Sch wierig·keiten und Nachteile - V er­
zögerung des Strafverfahrens, Unmöglichkeit einer genügenden 
Abklärung des Zivilpunktes durch den Strafrichter usf. -, so 
besteht nach den meisten Gesetzgebungen immer noch die 
Möglichkeit, nnter Umständen sogar die Pflicht einer Verweisung 
an den Zivilrichter 1). 

2. Als ein weiteres stmfp,•ozessuales ') Mittel zu1· bessm·en Be­
f,·iedigtmg des Geschädigten kommt fe!'>Wl' in .Fmge, das., de>• Staat 
die Eintreibung de~· von ihm ctt!Bgepmchenen Geldstrafe, eventuell 
auch der dem Vent7·teilten auferlegten Kosten e~·st vm·nimmt, wenn 
die dem Geschädigten zuge8p7·ochene Schadense>·satzsumme. bezahlt 
ist. Eine alte ~'orderung, die aber merkwürdig wenig Aufnahme 
o·efunden hat - wohl deshalb, weil der Gesetzgeber Staat sich . 
doch nur ungern zu einer solchen Proklamierung eines all­
fälligen Verzichtes verstehen kann. Nach Schmtensack (Ver­
gleichende Darstellung, Allgemeiner Teil 2, 484) soll das schwe­
dische StrGB von 1734 (Kap. 40, 4) der Schadensersatzforderung 
diesen Vortritt vor Geldstrafe und Gerichtskosten eingeräumt. 
haben. 1\!Iit a.lter Deutlichkeit ist dann aber der Grundsatz im 
StrGB von Mexiko vom Jahre 1871 zum Ausdruck gelangt, 
wo der Art. 360 anordnet: 

Haben die zur Rückerstattung, SchadeDsersatz, Zahlung 
der 

1

Prozesskosten und Geldstrafe Verurteilten nicht hin­
reichend Vermögen zur Tilgung a.ller dieser Verpflichtungen, 

1) z. B. Österreichische StrPrO § 366II: «Erachtet das Strafgericht, dass 
die Erg-ebnisse des Strafverfahrens nicht ausreichen, um auf Grund der­
selben über die Ersatzansprüche verlässlich urteilen zu können, so verweist 
es den Privatbeteiligten auf den Zivilrechtsweg». Deut~1es. StrGB-VE 
§ ö7I : Erkenntnis auf Ersatz des SchadenR, «soweit seine Feststellung ohne 
Verzögerung des Strafverfahrens möglich ist.». .. 

2) Einprozessuales Mittel, obsehon es z1mwist in dPn Strafgesetzbuchern 
untC'.rgebrarht wnrd<•. 
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so wird dem einen vor dem andern ein V01·zug zugestanden 
in derjenigen o,·dnung, wie sie diese,· Artikel aufzählt." 

Aller Wahrscheinlichkeit nach hat diese Bestimmung den 
Art. 54 des französischen Code penal zum Muster gehabt. De1-
Art. 54 g·eht freilich weniger weit, er erklärt: 

"En cas de concurrence de l'amende avec !es restitntions 
et !es dommages-interNs, sur les biens insuffisants du condamne 
ces dernieres condamnations ohtiendront Ia prMerence." ' 

Nach Garrauds überzeugender Darstelluno· (Precis du droit . • b 

cnmmel, 10. Aufl., S. 1000) gehen danach bei nicht hinreichen-
dem Vermögen des \~erurteilten nur die Rückerstattung, der 
Schadensersatz und dl8 dem Geschädigten geschuldeten Kosten 
der dem Staat geschuldeten Geldstrafe vor, während die vom 
Fiskus beanspruchten Kosten - !es frais de justice - in aller­
erster Linie stehen 1). 

Ich muss mich, ähnlich wie bei meinen Andeutungen über 
die Vorteile des Adhäsionsverfahrens für den Geschädigten 
auch hier mit einem kurzen Hinweis auf dieses weitere pro~ 
zessuale Mittel beg·nügen. Sicher kann die Aufstellung einer 
solchen "Reihenfolge" der einzelnen, aus einem Verbrechen 
sich ergebenden Ansprüche auf Ge!dzahlung· für den Ge­
schädigten Vorteile haben. Er tritt dann mit seinem Schadens­
ersatzansprnch nicht in eine ihm gefährliche Konkurrenz mit 
dem Staat; der Fiskus hat bei dieser Regelung ja kein Recht 
für seine Geldstrafenforderung Befriedig·ung zu suchen eh~ 
nicht dem Anspruch des Geschädigten Genüge geschehe;1 ist. 

1
). Die D.arstellung Scltcetensacks 1. e. 484 ist danach ungenau. 

. Dw Bestn11mung der A1t. 54 und 468 des Code ist ülwrgegangen in 
tmlC Anzahl "\Yelsc.h-sehweizerischer Strafgesetzbi.i.cher: Genf Art. 33, Wa.llis 
Art. 348, Neuenburg Art. 30, Tr.ssin Art. 36 § 2. Wenn Stooss Grnndzüo·e 
des schweiz. S~rR 1, 381, dazu ausführt, die BeYorzngung des Cteschäcligt~u 
vor der staatliehen Forderung erfolge nur im Konkurse des Vernrteilteu. 
s~ ist_das unzutreffend. Die Konkurseröffnung ist keines-..Yegs Voraussetzung 
fur d1e Anwendung dieser «Reihenfolge». Ich ha.Ite es da.h0r au('h für un­
richtig, ·wem! Stooss (382) diese kautonalen strafrechtlichen Bestimnnuwrn 
durch das eidgenössische SchKG1 das über die Geldstrafen keine Bestimml~ng 
enthalte - vgl. aber Art. 43 - für ~ufgehohen erklä.rt. Nur so Yiel ist 
wahr) dass diese Bevorzugung des Geschädigten in eine-m - ausschliesslich 
dem eidgenössischen Geset.z unterstehenden - Zwangs\·ollstreekun o·sver­
fahren nicht ·zur Geltung gebracht werden kann. S~~1st gelten ab:r die 
e1·wähnten Bestimmungen der kantonalen Strafgesc-'tzhüc.lwr nach ·wie vor. 
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Geht infolgedessen der Staat, der sich an der Geldstrafe nicht 
bereichern soll, der Strafsumme verlustig, so kann durch die 
Umwandlung der nicht erhältlichen Geldstrafe in eine Freiheits­
strafe das staatliche Strafbedürfnis immer noch befriedigt 
werden 1). 

3. In zahlreichen Bestimm1mgen lässt schon das geltende 
materielle St>•aftecht den Ersatz des Schadens durch den Ver­
b,•echer als G1·und (ii1• eine mildere Behandlung wirken; einige 
Bestimmungen gehen sogar so weit, dass die Schadensgutmach1~ng 
zwn Strafaufhebungsgntnd wi>·d. Wenn auch anzunehmen 1st, 
dass bei solchen Rechtsregeln zumeist nicht die Sorge für den 
Geschädigten, sondern das moralisch-strafrechtliche JYlome~tt 

der tätigen Reue in erster Linie steht 2), so ist eben doch ehe 
gute Wirkung· für das Opfer des Verbrechens da. Die Aus­
bildung· solcher Sätze ist daher auch für das Problem der 
Schadensdeckung von höchstem Nntzen. 

Einige Beispiele, bei denen ich mich vorzugsweise an das 
schweizerische Recht halte, mögen die Beziehungen, die der 
Gesetzgeber hier aufstellt, erklären: 

Das StrGB des Kantons Zug stellt beispielsweise im § 33 
den sehr weitgehenden Satz auf: 

"Wenn bei Vergehen, die bloss gegen das Vermögen 
eines andern gerichtet sind, der Täter vor dem Einschreiten 
der Behörden ohne rechtswidrige Benachteiligung eines Dritten 
den Schaden aus freien Stücken wied~r gut gemacht hat, so 

1) Vgl. dazu auch Sehretonsack l. c. 484. - Auch der Art. 43 des r-id­
g-t>uössischen Schuldbetreilnmgs- und Konkursgrset%eS 1 der für die Geltend­
;;1aehung voll Bussen (Geldst.mfen) die Konkursbetreibung unter ~~!~~~-Um­
ständen aussehliesst-1 mag hier noch (\rwähnt \H'rdcn; ebenso § 63 Ziff. 3 
der deutseben K0 1 wonach Geldstra.fen im Konkurs nieht geltend gemacht 
we.rden kömwn. Auch hier resultiert also unter Umständen eine Bevor­
zugung der SchadeusersatzgHiubiger1 ·wenn auch 1wi _der Aufstellung diesPr 
Normen zum Teil andere Momentf' als diP. in unsc.rc.m Fall massgebendeu 
bestimmend waren. "\V eitere Ausführungru darüber gehören nieht hierher; 
vgl. aber Gutmattn} Die Natur der Geldstrafe und ihre Verwendung im 
heutigen Reichsstra-frecht (Leipzig 1909) 107 f. (Ahwälzung der persönlichen 
Strafe des Sehuldners a.uf die unschuldigen Konkursgläubiger soll vermieden 
we.rden !). 

~) Das folgt auch daraus, dass umgekehrt schon vorgeschlagen "IVUrde 1 

bei hartnäckiger Weigerung dPs Verbrechers 1 Ersatz zu leisten1 solle Straf­
schärfung eintreten; vgl. Dolma l. c. 252. 
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kann die erwirkte Stmfe herabgesetzt oder g·änzlich nach­
gelassen werden 1)." 

Viel häufiger bleibt aber der Gesetzgeber in dieser Frage 
auf dem halben Weg stehen. Die durch die freiwillige Schadens­
deckung an den Tag g·elegte tätige Reue kann nicht straffrei 
machen, sie kann aber, ja mu8s nach einzelnen Gesetzen sogar, 
zu einer St>•afmilderung führen. Für eine ganze Reihe von 
Vermögensverbrechen ist das im italienischen StrGB (Art. 432) 
vorgesehen 2); auch in zahlreichen schweizerischen Strafrechten 
:-- beispielsweise in Graubünden § 50 Ziff. 8 '), in Basel § 36, 
Im Kanton Thurgau §§ 147 und 156 u. a. m. - ist die tätige 
Reue zum Strafmilderungsgrund gemacht. Ebenso hat der 
schweizerische VE 1908 in das System der mildernden Um­
stände, das er im Art. 50 aufgestellt hat, den Satz aufgenommen, 
dass der Richter die Strafe mildern kann 

' "wenn er (der Täter) aufrichtige Reue über das Ver-
brechen betätigt hat, namentlich den Schaden, soweit es ihm 
möglich war, gut gemacht hat •)." 

Endlich ist es aueh nur eine Weiterentwicklung des Ge­
dankens, dass freiwillige Schadensdeckung dem Verbrecher zum 
Vorteil gereichen kann, wenn der schweizerische VE beim 
bedingten Straferlass (Art. 57), bei der bedingten Entlassun~ 
(Art. 30 Ziff. 5) und bei der Rehabilitation (Art. 62) stets di~ 
Forderung· aufstellt, der Schaden müsse nach Mög·!ichkeit gut­
gemacht worden sein .. Das ist überall Betonung der tätigen 

1
) Das nur als ein Beispiel. ·weiteres hierher gehörendes Gesetzes­

material ist zusammengestellt bei 8tooss} sch-weizerische Strafgesetzbücher 
_272, und namentlich bei 8cltrefensack 1. c. 474 ff., der - S. 481 f. - mit dnrch­
s~hlagender Begründung sich dagegen wendet, dass für freiwillige Ersatz­
leistung volle Stra(losigkeit in Aussicht gestellt wird. 

• 
2
) ~äheres darüber bei Scluetensack 1. c. 474 f. Vgl. ferner Battagli'ni

1 

D1e Begnffe Strafe und Schadensersatz; Arch. für Rechtsphilosophie 4J 413. 
3

) Es heisst da recht weitherzig, eine Strafmilderung habe einzutreten, 
wenn der Täter, «olme zu ''rissen, dass er des Verbrechens verdächtiu't 
wird, aus freiem Antrieb die Folgen seiner Ta.t zu verhindern oder d:n 
;v:erursachten Schaden zu vergüt(m sieht bestrebt (!) hat», Ja am Schluss 
des Paragraphen ·wird «ausnahmsweise» sogar gänzliche Straflosigkeit in 
Aussicht gestellt. 

4
) Vg'L jetzt auch den Österreichischen VE § 44VI; im deutschen VE 

fehlt dagegen eine entsprechende Bestimmung. 
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Reue, aber zugleich überall eine starke Förderung des Problems 
der Schadensdeckung 1). 

Mit dieser nur andeutenden Skizzierung der Zusammen­
häng·e zwischen der freiwillig·en Schadensg·utmac]jung und der 
Strafmilderung oder gar der Strafaufhebung muss ich es hier 
genug sein lassen. Eine eingehendere Betrachtung will ich im 
folgenden nur dem 

vierten JI!Iittel widmen, das in Art. 39 des schweizerischen 
VE vorgeschlagen ist, um neben den andern dazu beizutragen, 
dem durch ein Verbrechen Gesehädigten zu seinem Recht zu 
verhelfen. Die Neuheit und Unabgeklärtheit dieses gesetz­
geberischen Vorschlag·es lässt mich das Problem zunächst in 
die Form der Frage fassen: 

Sollen für die Schadensdeckung auch die dem Ve,·breche,­
aufm·legten Geldst1·a{en und fm·nm· der Ve1·dienstanteil de.s St,·äf­
lings Ve>·wendung finden können? 

11. Die Art. 39 und 46 Abs. 4 des schweiz. VE 1908. 
Verwendung der Geldbussen und des Erlöses aus 
eingezogenen Gegenständen. Verwendung des Ver­
dienstanteiles und der bei der Friedensbürgschaft 
geleisteten Sicherheit. 

A. Geschichtliche Notizen. 

Das Verdienst, die Busse'), den Konfiskationseriös und das 
Pekulium des Sträflings als geeignete Mittel für die Schadens-

1) Schon jetzt ist in zahlreichen sch-weizerischen Gesetzen über den 
bedingteil Straferlass die Voraussetzung, dass der Täter den verursachten_ 
Schaden nach Möglichkeit gutgemacht haben muss, geltendes Recht, so im 
Gesetz von St. Gallen von 1905 Art .. 2 Ziff. 2, im Gesetz von Baselstadt von . 
1906 § 1 Ziff. 3, im bernischen Gesetz von 1907 Art. 1 Ziff. 2, im Gesetz von 
Baselland von 1908 § 1 lit. c, im Gesetz von Graubünden von 1909 Art. 2' 
lit. c, im luzcrnischen Gesetz von 1909 § 2 lit.. c. Die Texte dieser Gesetze 
sind jetzt zusannnengestellt bei Phormann, Bedingter Straferlass, Verhand-
lungen des schweiz. Jur.-Vereins 1911, 160 ff. bezw. 167 :ff. ' 

2) Hier und im folgenden ist Bnsse stets im Sinne der schweizerischeil 
Terminologie, d. h. als Geldstrafe, verstanden. Die schweizerische Rechts­
sprache hat keinen Grund, ihren überkommenen Bussenbegriff an das 
deutsche « Geldstrafe» hinzugeben. V gl. über den schweizerischen Bussen-­
begriff Hafter, diese Z. 16, 107. 
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deckung in der europäischen Gesetzgebung verwertet zu haben, 
gehört Stooss. Er hat in dem von ihm redigierten ersten schwei­
zerischen VE von 1893 den originellen Art. 29 aufgestellt: 

"Der Ertrag einer Geldstrafe und der Erlös aus der Ver­
wertung eingezogener Gegenstände können dem Geschädigten 
ganz oder teilweise auf Reehnung· der Entschädigung zuerkannt 
werden, der Verdienstanteil des Sträflings bis zur Hälfte." 1) 

Die Bestimmung kehrt seitdem in allen Vorentwürfen wieder: 
gleichlautend wie in der ersten Vorlage als Art. 28 im VE 1894, 
mit redaktionellen Ausgestaltungen im VE 1896 (Art. 31) und 
im VE 1903 (Art. 39). Während die Entwürfe 1896 und 1903 
stets nur von der :lföglichkeit sprachen, dem Geschädigten den 
Verdienstanteil eines zu längerer Freiheitsstrafe Verurteilten 
bis zu·r Hälfte zuzuerkennen, dehnt der VE 1908 diese Be­
stimmung aus: der Richter soll dem Geschädigten "einen Teil 
von dem Verdienstanteile des Verurteilten" zuerkennen können. 

Seit dem VE 1903 ist ferner bestimmt, dass die bei der 
Friedensbürgschaft geleistete Sicherheit vom Richter ganz oder 
teilweise dem Geschädigten zugesproehen werden kann, wenn 
der Friedensbürge das Verbrechen, mit dem er drohte, beg·ang·en 
hat und der Ersatz vom Schädiger voraussichtlich nicht er­
hältlich ist - VE 1903 Art. 46 n, VE 1908 Art. 46 IV. 

B. Der Grundgedanke, Bedenlren und Gefahren. 

Über das Ziel, das die Art. 39 und Art. 46 IV im Auge 
haben, besteht Einigkeit. Sind aber die hier vorgeschlag·enen 
Mittel auch taug·Jich, um der häufig vorkommenden Not der 
Schadensdeckung· abzuhelfen? Sind ferner diese Mittel vor dem 
Forum juristischer Überlegung zu rechtfertigen? 

· Bei der Beantwortung dieser Fragen ist es zweckmässig·, 
zunäilhst die Fälle zu betrachten, in denen der Betrag einer 
Busse bezw. ein Konfislcationse,·lös dem Geschädigten zugesprochen 
werden. Die Verwendung des Pekuliums zur Schadensdeckung 
steht so sehr unter einem andern Gesichtswinkel, dass diese 
Variante hernach einer besondern Erörterung· bedarf. 

1
) Man lese dazu die kurze treffende Begründung, die Stooss seinem 

Art. 29 mit auf den Weg gab; Motive zum VE 1893, 66 ff. 

Die Schadensdeckung durch deu Verbrecher. 363. 

Ich will von einem Fall ausgehen, wie er alltäg·!ich vor-
1wmmen kann: Der Strafrichter hat einen Rechtsbrecher zu 
einer Busse (Geldstrafe) und im Adhäsionsverfahren· zugleich 
zur Zahlung einer Entschädig·ung an das Opfer des Deliktes 
verurteilt. Der Staat zwingt nun mit der ihm zur Verfügung 
stehenden Energie und der ihm möglichen Rcücksichtslosigkeit 
dem Verurteilten den Bussenbetrag ab. Der Verurteilte ist da­
nach bei seiner Vermögenslage nicht mehr imstande, auch 
noch den Geschädigten zu befriedigen. Hier soll jetzt der 
Art. 39 des VE eingreifen: Der Richter hat bei der Prüfung 
der gesamten Verhältnisse diesen Ausgang vorhergesehen, er 
hat daher, um den Ersatzanspruch des Geschädigten zu sichern, 
schon im Strafurteil ihm den Bussenertrag ganz oder teilweise 
zuerkannt. Hat der Staat die Busse beigetrieben, so wird er 
dann von Amtes wegen den Betrag, der dem Geschädigte!~ 

zugesprochen wurde, an ihn abführen 1). 

Gleich kann es mit dem Erlös aus der Verwertung ein, 
gezogener Gegenstände und mit der anlässlich einer Friedens­
bürgschaft geleisteten und hernach verfallenen Sicherungs­
.summe (Art. 46 IV) gehalten werden. 

Ich habe keine Zweifel, dass die so für den Geschädigten 
gerettete Summe recht oft ihm zu einem wahren Segen werden 
kann. Die Bedenken, die Spira ') bei dieser Gelegenheit ge­

. änssert hat: eine unrichtig·e Praxis könnteßich einbürgern, der. 
Richter wiirde zu leicht zur Verhängung von Geldstrafen. hin­
neigen, schlage ich leichten Herzens in den Wind. Es ist nicht 
zu fürchten, dass der einsichtige Richter seine Strafsentenz. 
je einseitig nur nach dem l\IIomente der Schadensdeckung 
orientieren wird. Im Gegenteil. Berücksichtigt er c- natürlich 
immer im Rahmen des Strafgesetzes - diese Seite etwas mehr, 
als es bisher zumeist der Fall \var, so können daraus für die. 
Rechtsprechung nur Vorteile entstehen. Man darf sich also 

1) In der Begrüi1dung zum CJ-eutschen VE, Allgem. Teil 196 SiJ?-d bei 
-einer Besprechung von Art. 39 des schweiz. VE die Verhäl~sse allerdings 
anders dargestellt. Es lwisst da: «Ist der Schaden .Voraussichtlich ·nicht 
erhältlich, so wird in der Regel auch die Geldstrafe nicht beitreibbar sein..­
Die Bestimmung wird also wohl zu gunsten cl~s Geschädigten Wenig prak ... 
tischen \Vert haben. » · 

2) Die Zuchthaus- und Gefängnisstrafe (1905), 151. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht, 24. Jaht•g, 25 
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wohl auf den Boden stellen, ein Versuch, nach dem Vorschlag 
der Art. 39 nnd 4ß 1V von Staats wegen an der Schadensdeckuno· 

~ 

mitzuhelfen, sei wohl der Mühe wert: 
Aber die Wissenschaft hat solchen Plänen gegenüber doch 

den starken Wunsch, sie auch auf ihre theoretische Fundierung 
hin nachzuprlifen. Hält dann ein solcher Vorschlag auch dieser 
Prüfung stand, so darf man um so beruhigter seine Durch­
setzung befürworten. 

Der Jurist mag hier folgende Überlegungen anstellen: 
Es ist davon auszugehen und durchaus daran festzuhalten,. 

dass die Busse (Geldstrafe) eine reine Strafe ist, dass dnrch 
sie dem Verurteilten auf dem Wege der Vermögensminderung· 
ein Leiden zugefügt werden soll'). Daraus ergibt sich, dass 
der Bussenbetrag dem Inhaber des Strafanspruches, also dem 
Staat, zufallen muss '). Grundsätzlich kann der Staat über die 
derart in seine Kassen fliessenden Beträge frei verfügen, d. h. 
es liegt namentlich in seiner Hand, ob er diese Erträgnissec 
seiner Strafgewalt emer bestimmt abgegrenzten Zweckbestim­
mung zuführen oder oh er sie ohne eine solche Bestimmung 
buchen will 8). Nur eine Versicherung· wird in diesem Zusammen­
hang - wenigstens in der Theorie - immer wieder abgegeben, 
die Versicherung, die Geldstrafen sollten nicht dazu dienen, 
den Staat zu be1'eiche1•n 4

). Teilweise wohl von dieser Überlegung 
aus ist man dann dazu gekommen, vereinzelt doch schon eine 
bestimmtere Verwendung der Geldstrafenerträgnisse durch das 
Gesetz vorzusehen 5). Man hält sich den Grund vor Augen, der 

1) Ausführlich und gut darüber Grlfrnann) Natur der Geldsh'afe, 93 ff., 
insbesondere 98 ff., ferner Stooss) Motive zum VE 1893, 67; vgl. auch Berol,c·­
heimer, System der Rechts- und VVirtschaftsphilosophie, 5. Bel.: Strafrechts­
philosophie und Strafrechtsreform 252 f. 

2) Vgl. dazu die Ausführungen bei Hess) Die Busse im schweiz. Straf-
recht (Zürcher Dissertation 1909) 105; Gutmann L c. 85 f. 

3) Stooss, Motive VE 1893, 67. 
4) Z. B. StooSb') Motive VE 1893, 67. 
5) Ich kann mieh für meine Zweeke mit einem blassen Hinweis auf 

die schon im geltenden Recht ziemlieh häufigen Bestimmungen beschränken, 
wonach Geldstrafen aus Polizeigesetzen besanelern Kassen zufiiessen; vgl. 
z. B. für das deutsehe Reeht_ die Zusammenstellung bei Gutmann l. c. 86 f., 
s. aueh Bindin,q, Grundriss des StrR, Allgem. Teil (7. Aufl.) 258. Als ein Bei­
spiel aus dem sehweiz. Recht ygl. deu § 1058 des züreherischen Rechts-
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diese Zahlungen dem Staate zuführt, man macht sich ander­
seits die Pflicht des Staates, für die Verbrechensverminderung 
zu kämpfen, klar. - Diese Gedankenverbindung führt f"st mit 
Notwendigkeit zum Schluss, der Staat sollte die Erträg·nisse 
der Vermögensstrafen direkt wieder nutzbringend auf dem 
Gebiete der Verbrechensbekämpfung anlegen. Aber diese Über­
leg·ung stellt der heutige Staat noch viel zu selten an, weil er 
in der Geldstrafenfrage trotz g·egenteiliger theoretischer Ver­
sicherungen von fiskalischen Tendenzen noch allzusehr be­
einflusst ist. Höchstens gilt clas nicht von der österreichischen 
Gesetzgebung, die heute schon allgemein den Geldstrafenertrag· 
dem Armenfonds desjenigen Ortes zuwendet, wo die strafbare 
Handlung begangen worden ist (StrGB § 241) 1). Noch aus­
gesprochener für den Zweck der Verbrechensbekämpfung soll 
nach dem § 31 des österreichischen VE künftig der Ertrag· der 
Geldstrafen verwendet werden'). \Venn man nun den Staat -
in der Theorie gewiss unwidersprochen -- die Geldstrafen auf 
diese Weise zur Verbrechensbekämpfung und zur Verbrechens­
vorbeugung direkt verwenden lässt, so lässt sich auch eine 
staatliebe Verwendung zu dem Zwecke rechtfertigen, dem durch 
das Verbrechen Geschädigten sein Recht werden zu lassen. 
Auch das ist schliesslich, wenn man das Wort in einem etwas 
weitem Sinne fasst, staatlicher Kampf gegen das Verbrechen. 

pflegegesetzes, wonach die von den Gemeinderäten bezogenen Polizeibussen 
so zu verteilen sind, dass dem mit der Einziehung beauftragten Beamten 
5 °/o zukommen, 30 °/o zur «Belohnung>>(!) der Polizeiangestellten ve~·wendet 
werden dürfen, während der Rest der Gemeindekasse zufliesst, allerdings 
durch Beschluss der Gemeincleversammlung auch besanelern Gütern, ins­
besondere dem Armengute, zugewendet werden kann. 

1) Dazu Stooss) Lehrbuch des österreieh. Strafrechts 213. Vgl. fern('r 
die Ver-..vendung der Bestechungsgelder zu wohltätigen Zwecken nach Art.. 
180 des franz. C. p. 

2) Der § 31 bestimmt: «Die Geldstrafen kommen den Ländern, Be­
zirken und Gemeinden, in deren Gebiet das.Urteilsgericht liegt., nach Ma&s­
gabe ihres Aufwandes fitr die Erriclttnng llnd Erhaltnng t,'OJl Anstalten jlir 
Jngendfiirsorge, f#T' Trnnksttclztige, für Vermittlzmg von Arbeit mul von Zrvangs­
arbeitsan&talten zn. Soweit weder das Land noch der Bezirk oder die Ge­
meinde einen Anspruch auf die Geldstrafen besitzen, werden sie vom Staate. 
für diese Zwecke yerwendet. Die Bestimmungen gelten auch für den Erlös 
eingezogener Sachen und für eingezogene Geldbeträge." Dazu die erläu­
ternden Bemerkungen zum VE (\Vien 1910) 66 f. 

: i 
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Man kann diesen Vorgang juristisch etwa so konstruieren : 
An Stelle des g·erichtlich festg·estellten privatrechtliehen Ersatz­
anspruches des Geschädigten geg·enüber dem Verbrecher tritt 

' wenn gewisse Voraussetzungen vorhanden sind, durch den 
strafrichterliehen Entscheid ein öffentlichrechtlicher Anspruch 
g·eg·enüber dem Staat auf Entschädigung, Es handelt sich um 
eine Ablösung· des im Einzelfall tatsächlich nicht oder nur mit 
grössten Schwierigkeiten realisierbaren privatrechtliehen Ent­
schädigungsanspruches durch den Staat, natürlich mit der Wir­
kung, dass der Ersatzanspruch des Geschädigten gegenüber 
dem Verbrecher untergeht, soweit eine Befriedigung durch den 
Staat erfolgte. 

Fasst man die Verhältnisse so auf, so kann, g·laube ich, 
keine Rede davon sein, dass durch eine solche Verwendung 
des Geldstrafenertrages der mühsam errungene Unterschied 
zwischen Strafe. und Schadensersatz wieder aufgegeben, dass 
die Strafidee verwischt werde 1). 

Weitaus schwerer ins Gewicht fäl!t dag·eg·en ein anderer 
mehrfach erhobener Einwand, der mit dem soeben erörterten 
im Zusammenhang· steht. Man hat erklärt, die staatliche Ab­
führung· der Geldstrafe an den Geschädigten befreie den V er­
urteilten mit einem Schlag· von zwei Verpflichtungen, von 
Strafe und Schadensersatz. Das sei verwerfliche Milde, damit 
verschaffe man dem Rechtsbrecher einen nnangebrachten Vor­
teil. Auch aus diesen Grünelen "würde diese Einrichtung" (des 
Art, 3\) schweiz. VE) - wie die Begründung zum deutschen 
VE 196 f. nicht ohne einen g·ewissen Stolz hervorhebt - "den 
deutschen Rechtsgewohnheiten' widersprechen", 2) Der Einwand 
erscheint zunächst richtig·, Aber ich glaube, ein taug·liches 

1
) Das fürchtet doeh wohl Gretener, Ursprung und Bedeutung' der 

soziologischen Schule 50 Anmerkung 1. 
2
) Greter~_er stimmt a. a. 0. der in der Begründung zum deutschen VE 

angestellten Uberleg·nng zu. Übrigens hat Thurneysen in der Zeitschrift für 
schweiz. StrR 6, 383 sehon im Jahre 1893 gegenüber dem ersten eidgenössi­
schen VE diesen Ejnwand erhoben; «Wenn sie (die Staatsbehörde) aber 
einen Teil der Geldstrafe dem Verletzten zukommen lässt, so zerstört sie 
ihr eigenes Urteil (!?), ent1'tstet willkürlich den Beurteilten von einem Teil 
seiner Schuld und ermuntert den Verletzten, die Mühe der Eintreibung auf 
den Staat a bzuw tilzen. ;;. 
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gesetzgeberisches Mittel g·egen diese vom Art. 39 des schweize­
rischen VE natürlich nicht beabsichtigte Folge hat schon Spira 
vorgeschlagen. Er wünscht die gesetzliche Festsetzung eines 
RückgTiffsrechtes des Staates gegenüber dem Verurteilten für 
die Summe, die der Staat an den Geschädigten abführte 1). 

Diesem Vorschlage kann man nur lebhaft zustimmen. Ich 
sehe keine Schwierigkeiten, im Art. 39 einen solchen - öffent­
lichrechtlichen ! - Regressanspruch g·eg·en den Verurteilten 
vorzusehen, Der Staat mag dann mit den starken Mitteln, die 
er zur Verfügung hat, sehen, wie er vom Rechtsbrecher 
schliesslich noch weitere Zahlungen erlangt, und der V m< 
urteilte kann sich nicht mehr der Illusion hingeben, er. habe 
durch eine Zahlung sich zweier Verpflichtungen entledigt. 
Macht der Gesetzgeber die staatliche Rückgriffsforcleru~g zu­
dem unverjährbar - worüber später (unten S. 385) noch zu 
reden ist -, so wird beim Verurteilten diese Illusion noch 
mehr schwinden. 

Vermag man so der geäusserten Bedenken durch gesetz­
liche Verklausulierungen Herr zu werden, so erg·eben sich bei 
einem auelern Einwand Schwierigkeiten anderer Art, weil hier 
gTundsätzliche Meinungsverschiedenheiten über die· Stellung· 
des Staates g·eg·enüber den Opfern eines Verbrechens hinein­
spielen. G1·etener (L e. 50) setzt sich bei der Frage der Deckung 
des durch ein Verbrechen gestifteten Schadens mit einer nament­
lich von der italienischen soziologischen Schule vertretenen 
Forderung auseinander: der Staat habe schlechthin die Pflicht, 
die Opfer eines Verbrechens schadlos zu halten 2). G1·etene>· 
meint, das sei eine Überspannung· einesrichtigen Grundgedankens, 
"welche den Staat zur Versicherung'Sanstalt g·egenVerbrechen 
machen würde". 

1) Zuchthaus- und Gefängnisstrafe 152. ·- Auf die Statuierung eineS 
Rückgriffsrechts -..veist übrigens aueh schon Ferri; Scuola positiva 7, 753 bei 
der zustinlmendcn Besprechung der Bestimmung des schweizerischen YE 
hin: «, .•• l'obligo dello Stato di risarcire levittimedel delitto salvo a farst 
pagare lui dal condannato .... con tutte le risorse del fiscalismo. » . 

2) V gl. Fern·; Sociologie criminelle (Paris 1905) 573, und Scuola posi­
tiva 7, 753; Garofalo; Climinologie (Paris 1905) 437 f.; auch, allerdings mit 
einer gewissen Einschränkung, Schcetensack; Vergleichende Darstellung;, 
Allg. Teil 2, 485 i. !. 
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Ich stimme der 0 p •t· P 081 wn gegen eine 'Oie! 11 
Verstaatlichungsidee zu Einmal k . . c. 1e a g·emeine 
ob d' Ptl' h . ann man srch m der Tat f 

Je JC t, Schadensersatz zu leisten ähnli h ,· :'1gen, 
Strafanspruch gegangen ist, aus dem Gebiete cd w Je _es mit dem 
vollständig ins öffentliche Recht über .. es Pnvatrechtes 
in allen Fällen dem bisher privatrechtft~hrt ;erde~ soll, ob 
anspruch so allgemeine Bedeutn . c en ntschadJgungs-
St t. . h ng zuzumessen ist da d aa sJc stets seiner ex ffi . h , ss er 
das füglieh bezweifeln dürt: o cwd anne I~en ~11uss. Man wird 
auch davor scheuen dem ;t~a:n d'man Wird SICh infolgedessen 
finanzielle Last anf~ubürden. :r Ies; l~ue, ungeheuer grosse 
reinen Durchführung· des v . . an! en e doch, dass bei der 
G 

" on emze nen Italiener 
edankens der Staat j d V b n vertretenen 

decken') und sich ledig~ic~n .:r. rechensschaden von sich aus 
baren RückgTiffsrecht geg·e m~ ei~em nur zu oft nicht realisier-

D 
. n en erbreeller begnügen müsste 

as smd - vor•]" fi . · · au g wemgstens - u .. I' h . 
und auch o·ar nicht ei·st ·o . nmog lC erreichbare 

0 · re enswerte Ziele 
Aber der Art 39 d h · . · f d . es sc Weizensehen VE entg·eht de V , 

":ur, en man dem Postulat der italienische K ,· . ~ OI­
mcht ersparen kann Im A t 39 . n Inmnalsozwlogen 

h · r · Ist der Gedanke · 1 · nac her im einzelnen dargelegt werde 11 , Wie g eich 
Reihe von Voraussetzungen und E' n so_ , so sehr durch eine 
dass man sicher nicht mel.JI' v . mschrankungen eingeengt, 

on emer staatlichen V . h 
anstalt gegen das V erbrech . ersJC erungs­
Ptlicht Schade _en, von emer Verstaatlichung· der 

, nsersatz zu leisten reden k D" 
könnte man auch daun nicht I , b ann. lesen Vorwurf 
nach dem Vorb"ld d . :r le en, wenn das künftige Recht 

1 es oft zitierten Art 361 d . 
StrG B die Bildung ei"ne t tl' I . es mexzkanischen s s aa JC 1en E t 7 "d · 
den Erträgnissen der Geld t ' n sc za zgungsfonds aus 

. . s ra,en vorsehen würde') D 
nur eme finanztechnische s·~· ·h t II . as wäre d v c ers e ung der gern.. A 
es 'E g·egenüber dem St· t ass rt. 39 

ansprüche und würde ~a. eh entstehenden Entschädigungs-
dass der Staat den Ert zug ;IC V der _Forderung entsprechen, 

rag er ermogensstrafen direkt einer 

. I) Dabei ·würde es wenig Unterschied 
o/ficlO dem- Ersatzanspruch des 0 f . ausmachen, ob der Staat ex 

. lt P ers emes Verbrechens . ·· 
ei zum chst einen AntJ·ag des Gescl x 1' t genugte oder ob 

2 
h~c rg -en abwarten würde 

. ) Vgl. .Dolma I. e. 252; Schadensack 1 4'"' . 
sclumdt) VerglPiclwnde DarstellmJO" Allo· .Tc. 'lt7 An~11erlmng .'1; nuch GoldM 

:::-• t->· <'I 4, 42l und A11merkuno· 8 
M ' 
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Verwendung· zuführen soll, die der Gutmachung· des durch eih 
Verbrechen verursachten Schadens, also auch der Verbrecl:iensc 
bekämpfung·, dient. 

Bevor ich jetzt auf eine Einzelerörternng des Art. 39 des 
schweizerischen VE eingehe, will ich, zum Abschluss der, all­
gemeinen Betrachtung·en, noch auf ein lilamimt hinweisen, das 
nach meinem Dafürhalten für den Vorschlag des Entwurfes 
spricht: Wenn der Geschädigte weiss, dass ihm unter Umständen 
schon durch den Strafrichter nnd das Strafrecht eine Schadens­
deckung zuteil werden kann, so sollte man annehmen, dass er 
sich um so intensiver um die Verbrechensverfolgung bekümmern 
und dem Staat bei der Durchführung seiner Strafrechtspflege zu 
Hülfe kommen wird 1). Eine solche, wenn auch aus egoistischen 
·Motiven herzuleitende lllithülfe des Geschädigten köimte nur 
vom guten sein. Aber merkwürdigerweise hat man aus einer 
Bestimmung, das Stmfrecht solle sich auch der Ersatzforderung 
des Geschädigten annehmen, mehrfach schon einen . ·direkt 
gegentei!ig·en Schluss gezog·en. lllan hat befürchtet, der Art. 39 
könnte den Geschädigten "zur Lässigkeit bei Vollstreckung 
des Schadensersatzurteils im Vertrauen anf die Eintreibung der 
schliesslich ihm zufallenden Geldstrafe durch die staatlichen 
Behörden verleiten"'). Ich muss gestehen, so kann eigentlich 
nur schreiben, wer den Art. 39 des schweizerischen VE ganz 
oberflächlich g·elesen hat. Die Anwendung der Bestimmung ist 
doch so g·edacht, dass der Geschädigte seinen Ersatzanspruch 
im Strafprozess adhäsionsweise vert1itt, dass sich dann für den 
Richter aus der ganzen Sachlage ergibt, der Schädige1· werde 
den Schaden voraussichtlich nicht ersetzen; auf Grund dieser 
- sicher zumeist unter starker Mithülfe des Geschädigten ge­
troffenen- Feststellung kann jetzt der Richter dem Geschädigten 
den Geldstrafenertrag ganz oder teilweise zuwenden. Dass 
dann eine Vollstrecknngshandlung- des Geschädigten gegenüber 
dem Verbrecher nicht mehr in Frage kommt, erscheint selbst­
verständlich, von einer "Lässigkeit bei Vollstreckung des 

1) So auch Zitrclter in den Verhandlungen der schweizer. Experten• 
kommission 1, 229 . 

2) Begründung zum deutschen \TE 196, auch SpiNt. l. c. 151 ·und schOn 
1'/mmeysen, Zeitschrift für schweizerisches StrR 6, 38~. 
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Schaden8ersatzurteils" kann also g·ar keine R d . 
wird, ich wiederhole es das au e e sem. Dagegen 
Verfahren dazu beitrag~n dass ~e:rt. 39 .des VE abzuleitende 
sein möglichstes tnt um die Verhält G.eschadigte g~gebenenfalls 
Vermö . .. .' msse, namentlich auch die 

~ensverbaltmsse des Verbrechers abzukl" . d 
aber m ht . ' aren, as kann 
. d c geschehen, wenn der Geschädigte .lässig·" die Ha· d 
m en Schoss legt d '' n e 
P ' son ern nur, wenn er sich intensiv um de 

rozessgang kümmert. n 

III. Die Ausgestaltung. 

A. Allgemeine Voraussetzungen der Anwendung 
Art. 39 um! 46Iv. 

\'Oll 

erst ~:~ genaue Betrachtung. des Art. 39 zeigt zunächst, dass 
Zusammentreffen emer ganzen Reihe vo V 

Setzungen der Strafrichter dazu 2'elan o·t dein Geschä n!' t oraus­
dem G Jd t f ~ " ' ~ Cig en aus 

e s ra enertrag· Zuwendungen in Aussicht zu stellen. 
. 1. Erste - selbstverständliche - Voraussetzung ist d 

:~~ d~::~:i~ Tl_erb,·echen ve.:u1'sa"h:et· Schaden vorliegt. Sonst' ka~~~ 
. Ja Immer adhaswnswmse gedachten Berücksichti . . 

emes Ersatzanspruches durch den Strafr' ht · gm:g 
keine Red . IC er von vornherem 

e sem. Auf das Verhältnis des Art. 39 zum 'Adhäsi'o 
prozess ko · h ns­
was ~ ~'ü,· S ~~e IC noch zurück; zunächst ist hier festzustellen, 

', c a en Anspruch auf Ersatz aus Art 39 b . .. d 
kann Da d A 'k . · · egrun en 
des s' h d er . ~ti el keme Umschreibung· oder EinoTenzung· 
des c ha e~sb;'g·nffes enthält, kann nur auf den Schade~1sbegriff. 

sc wmzenschen Privatrechtes also . t L' . 
Art 41 ff d . ' m ers er mie auf 
. . . es OR (Fassung 1911) abgestellt werden') All 
was nach Art 41 ff tl' h · es, . . ., namen IC auch nach Art. 49 OR (neue 
!assung), emen Ersatzanspruch begründet, kann, wenn das den 
A nts~r9u~h verursachende Verhalten ein Verbrechen war nach 

d 
rh. es Str~E Berücksichtigung finden. Hervorzuheben ist 
a er namentlich dass h d ' . nac em schweizerischen Schadens-

ha
• dll) So schon mit Hinweis auf den Art. 39 des StrG-VE Gm" i' 

n ung·en des s 1 · · ·~r Pr-c lWeiZBl'ISChen Juristenvereins 1903 140, o•l f ' . , 
Konnexe Zivil- und Strafsachen 70 f s· h ' 'Vo. erner Weess ... 
gründung zum deutschen VE . Ie e auch zum Grundsatz die Be­
ZgesStrRW 31 636 f 191 und Anmm:Inmg 2, ferner .Dregfus in der 

' . 
. i 
i~ 
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ersatzrecht nicht nur die Vergütung pekuniären Verlustes in. 
Frage kommt, sondern dass auch die Gutmachung eines dom· 
mage moral in weitem Sinne hierher gehört. Natürlich ist diese 
weite Auffassung des Schadensbegriffes gerade für den Art. 39· 
des VE von nicht geringer Bedeutung - man denke an den 
durch Ehrverletzung>en, Sittlichkeitsverbrechen usw. verur~ 

sachten tort moral 1). 

Wer lnhabe>· eines solchen Ersatzanspruches ist, erscheint. 
nach dem Wortlaut des Art. 39 klar: Jeder, der durch das V er­
brechen zu Schaden gekommen ist. Zumeist wird es der durch 
das Verbrechen direkt Verletzte sein. Inhaber des Anspruches 
können aber auch Dritte werden, z. B. die durch eine Tötung·· 
ihres Ernährers beraubten Angehörigen 2

). 

2. Vm·aussichtlich wh•d de1· Schädiger den Schaden nicht e1·· 
setzen. Das ist die zweite Voraussetzung, auf deren Erfüllung 
der Richter achten muss. Die richterliebe Aufgabe wird hier· 
nicht immer leicht sein. Vor allem darf der Richter in Zweifel­
fällen nicht lediglich auf das Gerede des Geschädigten a):lstellen, 
der erklärt, vom Schädiger sei doch nichts erhältlich zu machen,. 
er muss durch eigene Prüfung dazu gelangen, ein solches Er­
gebnis für im höchsten Gmde waMseheinlieh zu halten. Nur dann 
darf er die staatliche Hülfe heranziehen. Der Richter kann 
auch nicht zur Anwendung des Art. 39 schreiten, wenn allel­
Voraussieht nach der Geschädigte bei der Vollstreckung seines. 
Anspruches grossen Schwierigkeiten beg·egnen.wird- weil der 
Täter ein renitenter M.ensch ist und alles versuchen wird, die 

1) Über die Zahlung einer Genugtuungssumme für zugefügteil tm;t. 
moral vgl. die Kommentare zu Art. 47 und 49 Süll. (neue Fassung), siehe 
auch Dohna 1. c. 238 f. 

2) Das Privatrecht, auf das für diese Frage immer zurückzugreifen ist,. 
hebt solche Fälle mehrfach direkt hervor, z. B. SOR (Fassung· 1911) Art. 45, 
insbesondere Abs. 3: «Haben andere Personen durch die Tötung ihren 
Versarger verloren, so ist auch für diesen Schaden Ersatz ~u leisten»~ 
vgl. ferner Ai·t. 47 und die ziemlich weitgebende Praxis zu Art. 49 (OR 
alte Fassung Art. 55): Berechtigt, einen Ersatzanspruch geltend zu machen~ 
ist danach z. B. der Rrbe, wenn das Andenken des Erblassers angegriffen 
wurde, der Ehemam1 wegen der seiner Ehefrau zugefügten ~hreukränkung~ 
(Fick, -Kommentar zum SOR, Zürich 1911, Art. 49 N. 34 :ff.). Nähere Aus­
fiilu:uugen bei Weissl. c. 71 ff. Vgl. auch noch die BegTündung zum deutschen_ 
VE 194 und Dreyfus I. c. 637 ! . 
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lYiittel, rlie er hat, dem Geschädigten vorzuenthalten. Das alles 
rechtfertigt die finanzielle Staatshülfe noch nicht. Der Richter 
kann sie vielmehr nur dann versprechen, wenn objektiv wahr­
scheinlich ist, dass die Mittel des Schädigers zur Schadens­
deckung nicht ausreichen, dass auch auf dem Wege der Zwangs­
vollstreckung nichts erhältlich werden wird 1), 

~fan wird, wenn der VE einmal Gesetz ist, dem Richter 
nicht genug einschärfen können, dass er zurückhalten und es 
mit der Feststellung· der wahrscheinlichen Zahlungsunfähigkeit 
des Schädigers genau nehmen muss. Nur dann wird die Furcht 
schwinden, dass der Art. 39 den Staatskassen eine nicht zu 
rechtfertigende Last aufleg·en werde. 

3. De1' Schädige.· muss stmfrechtlich vem1·teilt wo1•den sein. 
Diese dritte, für die Anwendung· des Art. 39 zu erfüllende Vor­
aussetzung hängt mit den Bestimmungen über den Adhäsions­
prozess eng zusammen. Sämtliche schweizerischen Prozess­
rechte sehen auf irgend eine Art die Berücksiebtigung des 
konnexen Zivilanspruches im Strafverfahren vor'). Verschieden­
heiten in der Ausgestaltung der Adhäsion -- ob die Sehadens­
ersatzfragen von Amts wegen und aussehliesslich durch den 
Strafrichter ihre Erledigung finden, oder ob dem Geschädigten 
<lie Wahl zwischen Zivilweg und Adhäsion offensteht ') -
spielen bei der Anwendung des Art. 39 des StrG-VE keine Rolle. 
Nur eines muss, soll der Strafrichter den Zivilpunkt miterledigen 
können, stets gegeben sein: eine Schuldigerklärung und Ver­
urteilung· durch den Strafrichter. Spricht er frei, so ist die 
Beurteilung eines Schadensersatzanspruches stets nur noch durch 
-den Zivilrichter möglich. Dass der Strafrichter nur im Anschluss 
an eine Verurteilung·, nicht aber nach einer Freisprechung über 
den Ersatzanspruch befinden kann, scheint man so sehr als 
zum Wesen des Adhäsionsprozesses gehörig zu betrachten, dass 
zumeist die Gesetze einen solchen Satz g·ar nicht ausdrücklich 

1
) Da:.m Gabuz,ä in den Verhandlungen der schweizerischen Expertcn-

1wunnission 2, 435; auch Hess) Busse 107. 
:l) Eine Aufzählung der Gesetzesstellen bei Stooss, Beziehungen zwischen 

.Strafklage und Zivilklage im St.rafprozess, Zeitschrift für schweizerisches 

.Strafrecht 3, 22 Anmerkung 1; vgl. auch Weiss 1. c. 36. 
3
) Nähere Erörterungen über die Versehiedenheiten in den kantonalen 

PrO bei TVeiss I. c. 36 ff. 
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aufstellen'). Die Praxis führt ihn aber auch so meines Wissens 
mit weni~en Ausnahmen durch'). Auch der Art. 39 des VE 
selbst geht von diesem Gedanken aus, denn er spricht von der 
Zuerkennung der Busse, die der Ve1•u•·teilte zahlt, m;ct :on der 
znweisung des Verdienstanteils eines zu längerer FreJheJtsstrafe 

Verm·teilten. 
Damit zusammen mag hier endlich noch auf den Abs. 3 

des Artikels aufmerksam gemacht werden, der im übrigen nur 
eine V erfahrensreg·el, eine Anweisung für die U rteilsformulierung, 
enthält: die Bestimmung zeigt wohl auch, dass der Verfasser 
des VE nur die Anhängung des Schadensersatzurteils an ein · 
eine Strafe aussprechendes Erkenntnis im Auge hatte .. 

4. Als eine vierte einengende Voraussetzung der Wirksam­
keit des Art. 39 des VE möchte ich es endlich bezeichnen, dass 
der Richter selbst wenn die Momente, die eine staatliche Hülfe 
rechtfertige~, vorhanden zu sein scheinen, niemals vm•pfiichtet 
ist dem Geschädio-ten einen Geldstrafenertrag zuzuerkennen. 
D~l' Richter kann :. tun, er muss es nicht. Gerade hier gebührt 
dem richterlichen Ermessen ein weiter Spielraum. Ist neben 
allen andern Voraussetzungen die blosse Möglichkeit einer staat­
lichen Hülfe vorgesehen, so muss das ein weiterer Sporn: zur 
sorgfältigen Abwägung· aller 1\llomente sein. Auch von dieser 
Seite her wird man also die Befürchtung zerstreuen dürfen, 
dass leichtsinnig und ung·erechtfertigt dem Staat eine neue, 
schwere finanzielle Last aufgebürdet werde. 

B. Die im VE zur Schadensdeclnmg vorgesehenen Mittel. 

Nian kann dem Grundgedanken des Art. 39 sympathisch 
gegenüberstehen und trotzdem seine Beseitigung empfehlen -: 

1) Vo·l. immerhin Art. 117II des BG über die ·Bundesstrafr~chtspfleg·e 
von 1851 ~ «Im entgegEmgesetzten Fa.Ue (d. h. wenn keine Frersprech~.ng 
erfolgte) verhängt die Krimina.lkmnmer die gesetzliche Stra~~. ~nd verf~g~. 
auch mit Beziehung auf Schadensersatz, Kosten ... das Notige. » Fmne 
etwa Solothurn StrPrO § 96 n: «Ist der Angeklagte freigesprochen worden,. 

80 zerfällt damit die Beurteilung der Schadensersatzfrage dur_ch den Straf~ 

richter ... » 'd b · St · l 
:!) Über die zureherieche Praxis vgl. z. B die Entschm e ei 1'ftlll, 

Kommentar zum Rechtspflegegesetz § 907 N. 1, § 904 N. 13, § 1079 N .. 3 
dort aber auch eine entg·egengesetzte Meinungsäusserung des Kassattons­
O'erichtes; ferner Strtlnti; Kommentar~Snpplement § 907 N. 4 und 8. 
b . -
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mit der Begründung·, die Bestimmung werde dem Geschädig·ten 
wenig nützen: wenn die Schadenssumme voraussichtlich nicht 
erhältlich sei, werde in der Regel auch die Geldstrafe nicht 
beitreibbar sein '). 

Ist diese Furcht, der Art. 39 werde eine papierene Phrase 
sein, berechtigt? Die folgende Untersuchung soll darüber Klar­
heit schaffen und namentlich zeigen, wie der Gesetzgeber alle 
erreichbaren Hebel in Bewegung setzt, um für den Geschädigten 
etwas herauszuschlagen. 

Nicht weniger als vier verschiedene Quellen sucht er zu 
eröffnen, um dem Geschädigten auch durch den Strafrichter 
sein Recht werden zu lassen. 

1. Die bezahlte B1tsse (Geldstmfe) kann ganz oder teilweise 
dern Geschädigten zue1·kannt werden. Wie das Verfahren sich 
hier g·estalten wird, was für Voraussetzungen zuvor erfüllt sein 
müssen, habe ich in früheren Zusammenhäng·en erörtert (oben 
S. 362 f., 370 ff.). Hier bleibt eigentlich nur noch die Erörterung 
einer Sonderfrage übrig: 

Wie ist es zu halten, wenn der Verurteilte die ihm auf­
erleg·te Geldstrafe nicht zahlt, sondern - g·emäss der in Art. 36 
Ziff. 3 gebotenen Möglichkeit - durch freie Arbeit abverdient? 
Hat dann der Staat, bezw. die Gemeinde, für welche die Arbeit 
geleistet wird, dem Geschädigten das Äquivalent der Arbeit 
herauszugeben? 

Scherb bat diese Frage in den Verbandlungen der schwei­
zerischen Expertenkommission aufgeworfen 2), und Stooss hat sie, 
ohne dass von anderer Seite widersprochen worden wäre, be­
jaht 1). Ich kann dieser Auffassung nicht zustimmen. Einmal 
widerspricht sie dem Wortlaut der gesetzlieben Bestimmung: 
schon im VE 1893 Art. 29 stand, dass "der Ez·tmg einer Geld­
strafe" zuerkannt werden könne, und der VE 1908 redet jetzt 
ganz deutlich von der "Busse, die der Verurteilte zahlt". Vor 
allem aber halte ich die in der Expertenkommission zum Aus­
druck gebrachte Anschauung- deshalb für unrichtig, weil sie zu 
sehr binneigt zu der Forderung einer direkten Schadensdeckung· 
durch die öffentlichen Kassen. Wenn der Staat vom Verurteilten 

1
) So die Begründung zum deutschen VE 196 bei der Bespreehuug 

von Art. 39 des schweizerischen VE. 
2
) Verhandlungen 1, 228. 
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I ein bares Geld bekommt, dann soll man ibm nicht zumuten, 
{ . . . n Kasse den Schaden zu decken, auch \~enn 
aus semer mgene . . A b 'tsleistung als Aqui-. 't Verurte1lten eme r el 
er semersm s vom · s hadensdeckunp; 

alent bekommt. ·würde das Gesetz eme c .. ·-. 
~urch den Fiskus auch in diesem Falle erlauben, so Swbared det 

l d. 1 tetl staathellen c a ens-rste Schritt zur allgemeinen unc lre < ' . 
:rsatzpflicht und damit zu der von uns abgel:,hnten staatheben 
Versicherungsanstalt geg·en das Verbrechen betan. . , 

2 Ebenso kann der Erlös mts dez· Verwe?'tttng .ezngezogedne? 
· . G 7 "d' t zugewtesen wer en. Gegenstände ganz oder teilwe<se dem esc 'a zg en k . t I t 

I f" , d. Schadensdec ung s e 1 In der Eröffnung dieser Quel e m. Je , .. h StrGB 
der schweizerische VE nicht allem. Im non~egtsl~ ~~hern~le 

1902 in dem die Einziehung als Strafe wte a 
von , · W · zur Verwendung; Massnahme in besonders intensiver ' etse " 

b · " 37 n der Satz· 
kommt 'K), ste ~::~ ~urcb eine ~trafbare Handlung Geschädig·te 

,1 ann . l lt werden so-
d Sclmldig·en keinen Ersatz ena en, so ' 

yon em .. d .. · 1er Schadlos-
weit tunlich, die eingezogenen Geg·enstan e zu "en 

haltung verwendet." 2
) • , .. , 

F . . I at die Gesetzo·ebung über die immatenellen Gutet­
emer 1 ° U t.. c1 die Konfls­

rechte seit langem vorges~hen, d~ss ;nterd t~1~a~a:nverbrechen 
kation und der Konfiskatwnserlos em m.c hl nach dem 
Geschädigten zugute kOlnmen sol~en. Das Ist, _';o s z B in 
V b'ld des 'l.rt 429 des französtscben Code penal ), . . 

or t " . b d Fall· Markenschutzgesetz 
der schweizerischen Gesetzg-e ung er, .d M d llschutzo·esetz 
Art. 32' Patentg·esetz Art. 28', 1\'luslei- m: 0 ~. A .t 

18
m 

Art. 23 ;, und besonders deutlich und wettgeben m I . 

des Urheberrechtsgesetzes 4). 

1 Vo·l die §§ 34-37 des StrGB (in dPr Übersctz1m~· von ~osenfe~l 
l r3rbl1; .Berlin 1911); dazu dü\ Motive (übersetzt von Blftl: B('.dm 190 ) 

11
m :.~ ) 1. 1 4 76 Anmerkun o· 3 86 f . ;;;iehe auch Sch(ßfensac' . c. o- .l All Teil 4 427 

''2)- Vv'l. noch Golrlschmidt; Vf'rgleiehende Darstel utng:. t -~~ichisch~ VE 
" I t. o·cn ist dass der neues e os en . Anmerkung· 5 wo:r.u nacum I ab ' d G 1 •·d1'~en nicht 

' . K fil·f erlösesau en escla ~L 
1909 die Zuerkennung emes on ks (~l ·101~~ ht sich auch hier die Begründung 
mehr kennt. - Gf'gen den Gedan en spnc 

zum deutschen VE 197 aus. . . A ft . ) 329 Nr 186 
') D G Tand Droit crimmel (10. u age · · 

azu m . : l . K fiskation oder die konfiszierten Einnahmen 
4) «Das Ergebms c er 011 

• d Ei O'entümers 
. d llch"t ztll' Ansbezahlnng· der Zivilentsclütdigung es o s1n zun "'' ~ 

des VVerkes zu verwenden.» 

·,,·j 
·!.' 
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Mit der Übertragung dieses Grundsatzes aus der Spezial­
gesetzgebung in den allgemeinen Teil des StrGB wird also nur 
verallgemeinert, was auf einzelnen Gebieten läng·st zu Recht 
bestand. Für die Du1'Chführung des Satzes mag auch hier auf 
meine früheren Erörterungen (S. 362 f., 370 ff.) hingewiesen sein. 

Nur ein Punkt bedarf noch der Abklärung: Nach der 
Gesetzeslage erscheint eine Zuweisung des Konfiskationseriöses 
an den Geschädigten aus Art. 39 nur zulässig, wenn die Ein­
ziehung von instrumenta et producta sceleris vom Richter als 
St1•afe ausgesprochen wird (VE Art. 38). Handelt es sieh um 
die rein sichernde Einziehung· g·efährlicher Geg•enstände nach 
der Vorschrift des Art. 47, so wird bei dem jetzigen Text des VE 
eine Verwendung· des Konfiskationseriöses für den Geschädigten 
kaum möglich sein. Der Grund liegt darin, dass, wie in einem 
frühem Zusammenhang festgestellt wurde (oben S. 372 f.), der 
Strafrichter nur dann über den Zivilpunkt mitentscheidet und 
eventuell den Art. 39 an wendet, wenn er den Angeklagten ve1·­
,".teilt. Kann aber eine Schadensdeckung· aus dem Konfiskations­
eriös nicht ebenso notwendig werden in einem Fall, da ein 
Ang·eklagter nicht mehr vorhanden ist, weil die Justiz den Täter 
nicht findet oder weil der Täter inzwischen gestorben ist? 
Kann diese Art der Schadensdeckung nicht ausserordentlich 
wünschenswert werden in dem Fall, da der Beschuldigte wegen 
Unzurechnungsfähigkeit kein Strafurteil empfangen kann, wäh­
rend anderseits eine Einziehung von instrumenta et producta 
sceleris doch aus Art. 4 7 erfolgt? 

Diese Fragen stellen, heisst, sie bejahen. Gerade geg·enüber 
einem flüchtigen, nicht auffindbaren Täter, dessen Verbrechens­
werkzeuge - z. B. eine Falschmünzerwerkstatt - der Ein­
ziehung aus Art. 47 verfielen, wird die Hauptvoraussetzung des 
Art. 39 zutreffen: deT Schädiger wird den Schaden aller Vor­
aussicht nach nicht ersetzen. Das Bedürfnis nach staatlicher 
Hülfe ist also in g·leichem oder gar in höherem Masse vorhanden. 

Die Einbeziehung auch dieser Fälle bereitet keine grossen 
Schwierigkeiten. Hält man, was wohl richtig· ist daran fest ' , 
dass der Art. 39 nur zur Anwendung gelangen soll, wenn deT 
Richter einen Ang·eklagten verurteilt, so wird es notwendig·, in 
den A1·t. 47 einen Zusatz einzufügen, der sich an die in Art. 39 r 
aufgestellte Formel möglichst eng anschliessen könnte. Dabei 
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müsste freilich noch darauf Rücksicht genommen werden, dass. 
es sich bei Einziehungen aus Art. 4 7 stets um gefahrliehe Gegen­
stände handelt. Erst wenn ihnen dürch Zerschlagen, Zerstossen 
etc. die Eigenschaft der Gefährlichkeit g·enommen worden ist,. 
können sie, bezw. der Erlös daraus, für die Schadensdeckung 

Verwendung· finden. 
3 Der Richte?' kann dem Geschädigten einen Teil von dem 

Ve1·di~nstanteil de., ZI! eine?' längeren F1·eiheitsstmfe Ve>"I!1'teilten 
ziterkennen 1). Dieses dritte, vom Gesetzgeber für die Schadens­
deckungvorg·eschlag·ene Mittel ist weitaus am meist~n besprochen 
und am meisten umstritten worden. Schon aus dl8sem Grunde 
wird hier eine ausführliche Erörterung notwendig·. Ausserdem 
kommen bei der Frage, ob auch das Peknlium des Sträflin~s. 
für die Schadensdeukung· Verwendung finden kann, zum Tm! 
ganz andere Momente in Betracht als bei der Verwendung des 
Bussen- und des KonfiskationseTtrages. 

Schon die Herkunft des Geldes, das hier vom Staat nötigen­
falls an den Geschädigten weitergegeben werden kann, ist eine 
andere. Man hat immer wieder betont, dass hier der Schädiger 
Gelegenheit bekommt, durch eigene Arbeit an d~e Gutmac.h~ng 
des gestifteten Unheils zu gehen; man hat von eme~ Art tat1ge.r 
Reue, von Sühnnng, von der läuternden Kraft .d1eser Arbe1t 
gesprochen'). 8olchen Worten, die man wonl 1:1Cht ~~nz z:l­
fällio· besonders in Kongressprotokollen antnfft, 1st freJIJCh d1e 
ern;chternde Kritik nicht erspart geblieben. Die BegTündung· 

1) In Mexiko, StrGB von 1871 Art. 85, ist auch dieses Mittel .7-m~ 
Schadensdeckuno· bereits verwendet: reicht das Vermögen des Str~flmgs 
zur Ersatzleistm~g nicht hin, so können 25°/o seines Pekuliums «zur Tilgung· 
der zivilen Verantwortlichkeit» verwendet werden; züiert n~ch Sc~(ßten~ack ". 
Vero·leichende Darstellung, Allg'. Teil2, 477 Anmerkung 3. Uber die wmtern­
strafrechtlichen Massnahmen des mexikanischen Rechtes zum Zwecke der 
Schadensdeckung siehe oben S. 357, 368. . . _ . , 

2) So schon Wegmann in den Verhandlungen des sc~I~vmze~·Ischen.Veiem; 
für Straf- und Gefängniswesen von 1885 S. 22, wo frmhch die Zustnnm~mo 
des Sträflings zu solchen Zahlungen vorausgesetzt wird; se~r energisch 
dann für die Abfi:i.hrung des Arbeitsgewinnes überhaupt an d1e durch ~as, 
Verbrechen Geschädigten Zimmermann in den Verhandlung~li des. Verems 
von 1887 S. 202 f. V gl. ferner zug·unsten des Vorschlages die Mohve zum 
VE von 1893 67; Thunzeysen, Zeitschrift für schweiz. Straf-recht 6, 382 r 
Zürcher in de~ Verhandlung·en der Expertenkommission 1, 22~: « W, e~m ~er 
Betreffende noch einen Funken von Gewissen und Verantworthch:keitsgefuhl 
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zum deutschen VE sagt bei der Besprechung des schweizerischen 
Art. 39, dass es sich kaum empfehle, "die ohnehin oft geringe 
Neig·ung der Verurteilten zur Arbeit während der Strafzeit noch 
·dadurch zu beeinträchtigen, dass ihnen die Aussicht auf den 
Lohn ihres Fleisses und die Hoffnung g·emindert wird, bei der 
Entlassung die Mittel zum ersten Unterhalt und zur Wieder­
·erlangung· eines Erwerbes zu besitzen" (S. 197). Und ein Prak­
tiker des Strafvollzuges, Direietor Hiirbin, hat erklärt: "Sein 
(des Sträfling·s) Fleiss würde dadurch nicht gefördert, sondern 
vermindert. An die Stelle des Arbeitseifers würden Gleichgültig­
keit .und Nachlässigkeit treten, sogar Widerspenstigkeit, so dass 
mit solchen Leuten ein ermüdender Kampf zu führen wäre, 
alles dieses gegen das Interesse des schon übermässig in An­
spruch genommenen Fiskus." 1) 

Es ist schwierig·, in diesem Widerstreit der Meinung·en Stel­
lung zu nehmen. Man wird auch hier sagen können, dass in 
beiden einander direkt entgegengesetzten Auffassungen ein Korn 
Wahrheit steckt: bei der Verschiedenheit der Menschen wird 
man es erleben, dass dem einen diese Arbeit, die an der Scha­
densgutmachung mithelfen soll, wirklich zum Segen und zur 
innern Läuterung gereicht, während der andere mit Hass und 
Bitterkeit zusieht, wie man ihm seinen Verdienstanteil entzieht. 
Aber auch wenn die letztere Wirkung die häufigere sein sollte, 
kann das kein Grund sein, den Vorschlag des Art. 39 n fallen 
zu Jassen. Immerhin istinsbesondere auch zu untersuchen, ob 
der Verwendung des Pekuliums für die Schadensdeclmng prak­
tischer Wert zuzuschreiben ist. Die Fragen der Durchführbar­
keit und der praktischen Bedeutung des in Art. 39 n aufgestellten 
Vorschlages müssen für die gesetzgeberische Betrachtung zn­
nächst in den Mittelpunkt gerückt werden. 

a) Zu diesem Zwecke ist vorerst die juristische Natur des 
Pekuliums festzustellen. Von de1-'ösung dieser Vorfrage hängt 

hat, so wird er selbst gerne für die Schadloshaltung des Geschädigten 
.arbeiten)); ähnlich die Verhandlungen der Expertenlwmmission 2, 436; 
auch Hafter und Cm·ti in den Verhandlungen des schweizerisch(~ll Vereins 
ftir Strafwesen etc. 1904, II. Heft 25; endlich 8clt(l?fensack) Vergleichende 
Darstellung, Allg. Teil 2, 481, 485. 

1) In den Verl1andlnngen des sc.hweiz. Vereins für Strafw(':sen etc. 1904, 
II. Heft 21, 24. 
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<iie Rechtfertigung des Art. 39 II wesentlich .ab.. Die Literatur 
·st auch in dieser Frage von einer überemstimmenden Auf­
~assung weit entfernt. Wahlbe1•g hat in der Wiener V~rsa~nn­
lung· der deutschen Strafanstaltsbeamten und hernach m eme~­
besondern Abhandlung 1) den Standpunkt vertreten, der. v:eJ­
~lienstanteil sei rechtmässiger Arbeitsgewinn, dem Straflmg 
müsse ein Rechtsanspruch auf einen Teil seines Arbeitsertrages 
zugestanden werden; eine andere Auffassung ma.che den Str.af­
ling· zu einem Arbeitssklaven mit total konfisz~erter Arbeüs­
l<raft. Diese unmögliche Auffassung, für deren W1derleg·ung wh 
mich insbesondere auf Lt<tz (a. a. 0. 57 ff.) berufen kan.n, hat 
wenig· Anhänger gefunden. Dagegen ist sehr stark d1~ ~n· 
schauung verbreitet, das dem Sträfling fast überall zu~(b!l~1gte 
Pekulium ') sei eine Belohnung, ein "Arbeitsgeschenk , emen 
Rechtsanspruch auf den pekuniären Ertrag der Gefangenen­
iLrbeit habe dagegen nur der Staat '), der. Staat s.ei also auch 
it!leiniger Eigentümer dieses Ertrages'). D1ese Auffassu~1g, dass 
· eder aus der Sträflingsarbeit resultierende Gewum Eigentum 
~!es Staates sei, ist dann in scharfer Weise von Lutz vertreten 

1) Das Recht der arbeitspfiichtigen Sträflinge auf ~inen~ Anteil .. a.~u 
A ·heitsertra.ge Grünhuts Zeitschrift 11, insbesondere 381 f., 39o ff. Luf..:T m 
~ ~1· • Zürchm: Dissertation: Die Arbeit in den Strafanstalten und der \ er­
;;i~~~:~.anteil der Sträflinge (Zürich 1899) 39, 43 f., 46 f[ hat VVahlberg~ 
Auffassung ausführlich dargestellt und luitisch erörtert. Das Resultat, zu 
dem Lutz selbst gelangt, findet sich unten S. 380. 

~) Richtig hat schon Lutz I. c. 68 festg·estellt, dass der rön~isch-re:ht­
liehe Begriff peculimn für die Erklärung des mo_dernen Peknlmms 1~1cht 

tb · t 1 1oct1 clen Artil-el « peculium ~ m Heumann, Hnnc1lex1kon verwer . ar 1s . ; vg . 1 . " 
zu den Quellen des römischen Rechts .. 

s) Diese Ansicht. vertreten Wirth, Blätter für Gef~ngnislnmde 19, 92; 

f l del
. z11sainn1enstelluno· bei Lntß 50 ff. zahlreiche Redner auf dellJ 

e~:ner nac 1 ö • • , 

Pariser Gefängniskongress von 1895; Gysm m den Verhandh~ngen dr",. 
~clnreizerischen Vereins für Straf- und Gefängniswesen 1S85, S. o7 ff., vg·:· 
' 1 d s 24 27· E•geler eod 75 ff · Favre Verhandhmgen <le_~_ schWC'I-.ane 1 eo . . , , ,,. · ·' ' 
zerischen Vereins von 1904, 2. Heft, S. 20; vgl. ferner I{rolme, Lehrbuch 

der Gefäugniskunde 419 ff., 423 ff. 
,!,) Dazu die Zitate h1 der vorhergebenden Amnerku~g. Im tl~urga.~ü­

schen Gesetz betreffend die StrafanstaU in Tobel von 1So6 steht :t. B. ml 

§ 4: « IJer Arbeitsverdienst der Sträflinge gehört dem Sta~te; dei~solben _Jm~lll 
jedoeh ein Verclienstanteil, welcher für den einzelnen b1s auf lo Cts. täghcll 

steigen darf, ausgeschieden 1verden. » 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 24, Jahrg. 
26 
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und juristisch weiter entwickelt worden. Lutz widerlegt aber 
zug·leich die Meinung·, dass eine Schenkung im privatrechtliehen 
Sinne vorliege. Er will den Verdienstanteil vielmehr ganz von 
öffentlichrechtlichen Gesichtspunkten aus erklären: der Staat 
gewähre ihn den Gefangenen im Interesse des Strafvollzuges, 
die Gutschrift eines Pekuliums sei ein einseitiger Verwaltungs­
akt, und es liege daher auch ganz im Ermessen des Verwal­
tungsrechtes, ob und inwieweit der Sträfling einen Anteil 
erhalte, ob und inwieweit der Sträfling über einen gutgeschrie­
benen Anteil verfügen könne (l. c. 72, 105 Ziff. 2, auch 91 f.). 

Ich halte diese Auffassung für allein zutreffend. Fast in­
tuitiven Ausdruck findet sie übrigens auch in zahlreichen Be­
nennungen, die sich in der Praxis des Strafvollzuges für den 
Arbeitsverdienstanteil herangebildet haben: man redet von 
Belohnung, Geschenk, Fleissprämie, Gratifikation, Sparpfennig­
usf. 1

), alles Bezeichnungen, die den Gedanken, der Sträfling­
habe einen Rechtsanspruch auf Bezahlung, deutlich aus­
schliessen. Ganz auf diesem Boden - die Gutschrift eines Ver­
dienstanteiles sei ein einseitiger staatlicher Verwaltungsakt -
steht beispielsweise besonders deutlich die zürcherische VO 

' betreffend den Strafvollzug in der kantonalen Strafanstalt vom 
19. Dezember 1903 2

). Sie sagt, dass dem arbeitenden Sträfling· 
"auf Grund seines Fleisses und Wohlverhaltens ein Verdienst­
anteil zugeschieden werden lcann", ferner dass eine Reduktion 
eintrete, wenn der Sträfling sich eine Arreststrafe zug·ewgen 
hat (§ 26). Sie überlässt es überdies dem Ermessen des Direk­
tors, ob die gutgeschriebene Summe dem Sträfling bei der Ent­
lassung ganz oder teilweise eingehändigt;_ oder einer Behörde 
oder dem Schutzaufsichtsverein zugesteilt Werden solle (§ 31). 
Ein Erbrecht der Hinterlassenen des Sträflings an dem ihm gut­
geschriebenen Verdienstanteil wird ausdrücklich verneint (§ 32). 

Diese ganze Erörterung über die Rechtsnatur des Pekuliums 
ist hier aber nicht um ihrer selbst willen ang·estellt worden. 
Dass der Staat Eigentümer des gesamten Ertrages der Sträf­
lingsarbeit wird, wurde nur dargetan, um die Grundlag·e für 
den Satz zu gewinnen, dass der Staat über den Verdienstanteil 

1
) Siehe die Zusammenste.Ilung bei Lntz 1. c.. 67. 

2
) Zürcherische Gesetzessammlung 27, 90 ff., 94 f. 
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des St.·äflings f>·ei verfügen lcann 1). Damit ist aber auch der 
Art. 39 n des VE, der dem Strafrichter eine solche Verfügung 
zugunsten des Geschädigten g·estattet, juristisch .gerechtfertigt. 
Es ist schliesslich nicht anders als mit den in die Staatskasse 
fliessenden Bussenerträgnissen. Hier wie dort sind es staatliche 
Gelder die der Strafrichter nach der ihm gegebenen l\llöglic.h-, 
keit für die Schadensdeckung verwendet. 

b) Vermag man so mit dem Hin weis auf die Rechtsnatur. 
des Pekuliums g·ewisse juristische Bedenken gegen die Verwen­
dung des Verdienstanteiles für die Schadensdeckung zu be­
seiti~en so ist jetzt weiter zu untersuchen, ob nicht aus andern 
Grü~de~ die Bestimmung des Art. 39 n doch abzulehnen ist. 
Die Frage nach dem Zweck des Pelculiums taucht hier auf, od~r 
genauer: Die Frage, ob das Pekulium auch. n~1· irn lclein~ten 

seiner Zweckbestimmung, wenn sie wenigstens 'l'zcht'tg mfasst W1lrd,, 
entf>·emdet we1·den dü1'fe. Man ist über d~e Bestimmung,. die. _der 
dem Sträfling überlassene Verdienstautell heutzutage nchtJger­
weise erfüllen soll, wohl im klaren: er soll zunächst dem Be­
straften Ermutigung· und Antrieb zur Arbeit sein, er soll dazu 
dienen, während der Strafzeit nötigenfalls der Familie . des 
Sträflings eine Unterstützung zukommen zu lassen, er soll vor 
allem dem Sträfling selbst Existenz und Fortkommen nach der 
Entlassung sichern';. Namentlich. von Strafanstaltsleitern und 

1) Aus der Tatsache, dass der Staat allei~iger _Eigent~er des A;bei~s~ 
verdienstes der Sträflinge ist, folgt auch mit zwmgender N otw:end1g~e1t1 
dass diese Beträge der Pfändung· durch die Gläubiger des Sträfl~ng~ mcht 
erreichbar sind. Siehe dazu vor allem Lutz I. c. 87 ff., 91 ff., wo. nchtrg aus­
geführt wird, dass dr.r Art. 93 des eidgenössi~chen Schuldbetre1bungs- und 
Konkursgesetzes - beschränkte Pfändbarkelt von Lohnguthaben --;- a~f 
den Verdienstanteil des Sträflings keine Anwendung finden darf. Unrrchtig 
der Entscheid des Bundesrates im Archiv für Schuldbetreibung ~d Ko~­
kurs 3, 130 ft'. und Jmger, Kommentar zum SchKG (3. Aufl.) 2~4- I. f. Fur 
die Unpfändbarkeit des Pekuliums sprechen sich ferner aus Gysm, Verhand­
lungen des schweizerischen Vereins für Strafwesen etc. von .1885: S. 6_4 ;_ 
Harbin Verhandlungen von 1904 TI. Heft 20 f.; Kroltne, Gefängmskunde 
419; v~'l, auch den § 29 der bereitS zitierten zürcherische~ VO betreffenß. 
den Strafvollzug: «Dieses Sparkasseguthaben der Str~flmge kanl) __ VOll 

Dritten in keiner ·weise in Anspruch genommen ode:r mit Beschlag belegt 
werden.» Siehe endlieh die Verhandlungen der schweizerischen Experten­
kommission von 1893 Bel. 2, 436 f. 

2) Motive zum VE 1893, 67 f.; Verhandlungen de~' Expertenkomm"iss_ion. 
von 1893 Bd.l, 227-230; Bd. 2, 435 f.; Begründung zum deutschen VE 197 
11. a. m. Ausführlich insbesondere Lntz, I. c. 65 ff., 94 ff. 
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Organen der Schutzaufsicht ist nun gegenüber dem Vorschlag 
des eidgenössischen VE immer wieder betont worden, der g·ut­
geschriebene Verdienstanteil müsse dem Sträfling unbeschwert 
und ungekürzt zur Verfügung g·ehalten werden '). Der Hinweis 
auf die Zweckbestimmung des Pekuliums macht den Einwand 
gegen den Art. 39 n begreiflich. Man steht hier in der Tat 
einer nicht leicht zu lösenden Interessenkollision gegenüber, 
und es ist schwer, zu entscheiden, welches Interesse das wert­
vollere und daher für das Recht wichtigere ist: das Interesse 
möglichste.r Schadensdeckung oder das Bestreben, möglichst 
gut für den entlassenen Sträfling und seine Familie zu sorgen. 

Der Jurist wird bei einer solchen Sachlage den Weg· 
wählen, den allgemeine Grundsätze des Rechtes ihm weisen. 
Da es nicht gelingt, eines der zwei kollidierenden Interessen 
als das einwandsfrei wichtigere und stärkere zu bezeichnen, 
wird der Gesetzgeber zweckmässig· den Grundsatz der gegen­
seitigen Beschränkung zur Anwendung bringen. 

Bei aller Anerkennung· der in erster Linie dem Pekulium 
innewohnenden Zwecke kann man daher doch einer - wenig·­
stens beschränkten - Verwendung znr Schadensdeckung das 
Wort reden. Diese Beschritnkung liegt ja auch schon in der 
Fassung des Art. 39 n: nur bei einem zu längerer Freiheits­
strafe Verurteilten soll eine· solche Verwen,dung möglich sein, 
und nur ein Teil des Pekuliums soll dem Geschädigten zuer­
kannt werden können. Die frühern Entwürfe sprachen mit noch 
genauerer Umgrenzung von einer Zuerkennung "bis zur Hälfte''. 
Ich meine, der Gesetzg·eber würde der bestehenden Interessen­
kollision noch besser Rechnung tragen, wenn er diese Be­
schränkung wieder in den Art. 39 aufnähme. Ja, ich würde, nm 
den Richter gleichsam auf die bestehenden, nicht grundlosen 
Bedenken aufmerksam zu machen, schon im Gesetzestext zum 
Ausdruck bringen, dass die Heranziehung des Pekuliums zur 
Schadensdeckung nur "ausnahmsweise" geschehen soll. Jeden-

1
) So Scherb1 .L1forel zutrl Httrbin in den Verhandlungen der Experten~ 

kommission 2, 228 f.; Perrier, Cornaz, Httrbin eod. 2, 435 f; ferner Heinis, 
.Martin, Ji'avre und Htirbin in den Verhandlungen des Vereins für Straf- und 
Gefängniswesen 1904, 1. Heft 17 und 100, 2. Heft 20 ff.; ähnlich auch die 
Begründung zum deutschen VE 197. 
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falls muss der Richter über die Lage des einzelnen Falles sich 
genau Rechenschaft geben und seinen Entscheid na;ch dieser 
Richtung so fällen, dass das jeweilen gTössere Not leidende In­
teresse vermehrte Berücksichtigung erfährt. 

c) Wie steht es endlich mit dem auch schon geltend g·e­
machten Einwand, die Verdienstanteilsbeträge stellten in der Regel 
so geringe Surnmen dar, dass sie für• die Schadens~eckung pr·aktisc!' 
geringen We>·t hätten?') Man kann diesem Emwan~ n~r 1~1! 
Zahlenangaben gegenübertreten. Hürbin fasst alljahrhell m 
dieser Zeitschrift die J allresberichte einiger grösserer schwei­
zerischer Strafanstalten auszugsweise zusammen; in diesen Be­
richten sind teilweise auch die den Sträflingen zugewendeten 
Verdienstanteile berücksichtigt. Sie betrugen beispielsweise im 
Jahre 1909 pro Kopf und Tag in Lenzburg 13 ... Rp., in Regens­
dorf (Zürich) lü.o Rp., in Baselstadt 16., Rp., in Liestal 12.oo Rp.'). 
Eine Durchsicht zahlreicher weiterer Berichte schweizerischer 
Strafanstalten hat mir gezeigt, dass in der Schweiz durch­
schnittlich dem Sträfling ein täglicher Pekulienbetrag· von 
13 bis 14 Rp. gutgeschrieben wird. Rechnet man 300 Arbeits­
tage im Jahre, so ergibt sich am Ende eines Jahres ein Kapital 
von durchschnittlich Fr. 39 bis 42 3). Das sind in der Tat 
Summen von geringer Bedeutung·, um so mehr, wenn man 
daran denkt, dass sie mancherlei Zwecken dienstbar gemacht 

l) Dieses Moment haben Morel und namentlich H#rbin in den Ver­
handlungen der Expertenkommission 1, 228 f. geltend gemacht. Es tritt 
auch in der Begründung zum deutschen VE 197 zutage. 

2) Diese Zeitschrift 23, 400 :ff.; vgl. auch die frühern Jahrgänge, z. B. 
20, 411 ff. (Neuenburg· pro Arbeitstag: 19.s5 !) ; 21 1 542 ff.; 22, 381 ff. ( Aarburg 
pro Arbeitstag nur 6.7 Rp.) usf. 

s) Httrbin in den Verhandlungen der Expertenkomnüssion 1,. 229 nimmt 
durchschnittlich ein J ab reskapital von Fr. 30 bis 40 an; Ggsm und En­
geler) Verhandlungeu des Vereins für Straf- und Gefängniswesen. Yoll 

1885 S. 59 f., 77, 79, 82 redeten allerdings einer Erhöhung des PekulmmB 
bis auf maximal 20 Rp. pro Ta.g das \Vort, und Gysin 59 f. erklärt, ohne seine 
Angaben zu belegen, in «verschiedenen Anstalten» könne der Sträfling mit 
Pekulium und Monatszuschlägen für ausserordentliche Leistungen im Jahr 
nahezu Fr. 100 Lohnanteil verdienen. V gl. noch die Angaben über die 
Berechnung des Pekuliums bei Okiclterio, Verhandlungen des Vereins für 
Straf- und Gefrmgnis"'ivesen von 1887 S. 184 und bei Krolme, Gefäng·nis­
kunde 423. 
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werden sollen und dass für die Mithülfe bei der Schadensdeckung 
von Gesetzes wegen nur ein Teil in Betracht gezogen werden 
darf. Soll man sich da nicht zu denen stellen, die der ge­
ringen praktischen Bedeutung wegen Streichung des Art. 39n 
fordern? 

Ich kann mich nicht dazu entschliessen. Im einen oder 
auelern Fall werden auch solche Summen einen Schaden zu 
lindern vermögen. Namentlich aber ist das moralische Element, 
das in dieser Bestimmung liegt, die Idee, dass der Schädiger 
mit eigener Arbeit zur Schadensdeckung beitragen soll, zu über­
mächtig·, um beiseite g·eschoben zu werden. Man wird, bei 
aller Skepsis, dem Gedanken eine gewisse Werbekraft für den 
erziehenden, bessernden Strafvollzug immerhin zuschreiben 
können. Diese Überlegung soll schliesslich den Ausschlag 
geben. 

4. Der Richte?· kann endlich dem Geschädigten den ve>'(allenen 
Siche1·heitsbetmg desjenigen, dem nach Art. _46 de"' VE eine Frieden~­
bürgschaft auferlegt wU>·de, ganz oder te•lwezse Joue1·kennen. Dte 
Möglichkeit, auch diese dem Staat zufliessenden Summen für 
den Geschädigten zu verwenden, beweist recht deutlich den 
\'Villen des schweizerischen Strafgesetzgebers, alle nur denk­
baren Quellen für die Aufgabe der Schadensdeckung zu er­
öffnen. 

Juristische Schwierigkeiten ergeben sich hier nicht mehr. 
Es genügt, die Voraussetzungen zu kennen, unter denen die 
Durchführung der Friedensbürgschaft erfolgt: >Ver mit einer 
Verbrechensbegehung droht, wer überhaupt verbrechens­
gef~hrlich erscheint, kann vom Richter zur Abgabe eines Ver­
sprechens und zur Leistung- ang-emessener Sicherheit verhalten 
werden. Die nachher trotzdem erfolgende Verbrechensbegehung 
lässt die geleistete Sicherheit verfallen. Ihre Zuwendung an 
den Geschädigten steht unter den gleichen Voraussetzungen 
und Reg-eln wie die Zuweisung der Bussenerträgnisse an den 
Geschädigten. 

Gewinnt das Institut der Friedensbürgschaft im schwei­
zerischen Rechtsleben eine gewisse Bedeutung - eine Frag·e, 
die vorläufig schwer zu entscheiden ist -, so kann es wohl 
möglich sein, dass auch solche Kautionsbeträge bei der Schadens­
gutmachung nützliche Dienste zu leisten vermögen. 
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IV. Das Resultat. 
Die Deckung· des Verbrechenschadens muss im neuen Stra.f­

recht mehr in den Vordergrund treten als bisher. Die staat­
liche Mithülfe und eventuell die Heranziehung der Arbeit des 
Schädigers selbst sind ein mächtiges Mittel, das Vertrauen in 
die Rechtspflege zu heben .. Der schweizerische VE versucht, 
in den Art. 39 und 451v diese Gedanken einer gesetzlichen 
Reg·elung zuzuführen. Die in den vorstehenden Blättern an­
o·estellten Untersuchung·en ergeben die grundsätzliche Zu­
:timmung· zu diesen gesetzg·eberischen Vorschläge~_. Höchstens 
-empfehlen sich die folg·enden Ergänzungen und Anderungen: 

1. In Art. 39 und 451v ist durch einen Zusatz zum Ausdruck 
zu bringen, dass dem Staat, soweit er aus den in sein Eigentum 
-fallenden Beträgen den Verbrechensschaden gutgemacht hat, 
.ein Rückg>·iffsanspruch gegen den Täter zustel~t. 

Es entspricht der Sachlage, diese Rückgriffsforderung a~s­
drücklich für unverjährbar zu erklären; anderseits werden !Iu· 
allerding·s >tuch keine Zinsen zuwachsen dürfen, und die Haftung· 
der Erben müsste beschränkt werden. Das Postulat der Un­
verjährbarkeit findet seine zureichende Begründung darin, ~ass 
der Staat wenn er dem Schädiger die SchadensersatzpfliCht 
ryanz ode1: teil weise abnimmt, dies keineswegs mit dem Willen 
~ut den Verbrecher von dieser Pflicht jemals zu entlasten. 
Ni~ht dem Verbrecher, nur dem Geschädigten will er einen 
Dienst erweisen. Die Schuld, die so für den Verbrecher gegen 
den Staat entsteht darf daher, mindestens solange der Ver­
brecher lebt, nicht' untergehen. Im Verlustschein des Schuld­
betreibungs- und Konkursg·esetzes (Art. 149 und 265) kennt das 
-schweizerische Recht schon eine ihrer Intensität weg·en eben­
falls für unverjährbar erklärte Schuldverpfiichtung. Aus den 
dort aufo·estellten Reg·eln könnte man leicht eine Formel für 
die Ausg~staltung der in Art. 39 und 461v festzuleg·enden staat­
lichen Rückgriffsforderung herausfinden'). 

--,-) SchweizerischC's SchKG Art. 149 Abs. 3: «Der Schuldner hat für die 
(lurch den Verlustschein verurkundete Forderung keine Zinsen zu zal:len ·· · » 

Abs. 4: «Die Forderung ist gegenüber dem Schuldner un~erJährbar; 

dn~:eo·en verjährt sie gegenüber dessen Erben, wenn der Gläubiger unter­
Hl.s~t,0 sein Forderungsrecht innerhalb eines Jahres na.ch dem Erbscha.fts­
:mtritte ge.lte.nd zu machen.>> 
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2Eserb't' . · .. sc. em richtig, auch im Art. 4T des VE _ , . 
. dziehung gefahrhcher Gegenstände - vorzusehen dass d SEt m-

en Verwertun . 1·· · ' er aat . gser os emgezogener Geg·enständ . wmse zugu t d , e ganz oder teil-
. ns en es Geschädigten verwenden kann D 

swh um Dinge h d lt d' 1 · a es Re I t d an e ' Ie "c as öffentliche Wohl oder die 
c 1 sor nung gefährden" wird all d. . 

erst erfolg·en können ' . er mgs eme Verwertung· 
Gefährlichk 't ' wenn diesen Gegen~änden zuvor die 

. ei genommen worden ist (s. oben B. 376 f.). 

!
. S3-hBdm der Verwendung d,es Pekuliums der Sträflinge für 

c Ie c a ensdeckuno· I'st d' I .. f - '.. . . "' Ie scmr ere Umg-renzung im VE 1903 
. l\!logl!chkmt der Zuerkennung bis ZU1' Hälfte - d B 

Stimmung des VE 1908 - ein Teil - vorzuziehen Um e~r e­
zum Ausdruck zn b · d . · ner r . rmgen, ass der Verdienstanteil der Str"f 
m~e semen nächsten Zwecken nach Möglichkeit h lta -

bleiben soll d G er a en . ' mag er esetzgeber in Art. 391I ausdrücklich nu. 

G
m:se h~uds~ahmsweise Verwendung des Pekuliums zug·unsten I 

c a Igten vorsehen. des. 

Art ~e~nricbt,~li~hen _Ermes~en ist bei der Anwendung der 
. d 46 em weiter Sp!8lraum gegeben Von der f . 

~:~ vtel~sthändbnhisvollen Würdigung· des einzelne-n Falles wi:~~:~ 
en IC a angen ob die e · d " er b . ' n uen, In er Praxis noch nicht 

In~;: ten Be~tunmungeu des eidgenössischen VE ein tauglicheQ 

ursac~~:~~~~~na~e~::~r Htebung des durch ein Verbrechen ve!: 
. e1zu ragen. 
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Alte und neue Strafrechts~ und Zivilrecbtsauffassung. 
Von 

Prof. Dr. Arthur Barunqarten in Genf. 

I. Eine ungemein grosse Zahl von Schriften über die Grund­
auffassung des Strafrechts haben uns die letzten Jahre gebracht. 
Und doch ist keine völlige Klarheit über die Frage geschaffen, 
ob durchgreifende Unterschiede zwischen der Strafrechtstheorie, 
die man gewöhnlich als die klassische bezeichnet, und den mit 
dem Anspruch auf Neuheit auftretenden Anschauungen, auf die 
der Ausdruck moderne Schutzstrafe.hinweist. Ein weiteres vVort 
über dieses Problem wird um so weniger Missfallen begegnen, 
als die Aussicht auf Förderung durch die geringe Gefahr erkauft 
wird, eine schier unübersehbare Flut durch einen überflüssigen 
Tropfen angeschwellt zu sehen. Wo viel geschrieben ist, er­
scheint es s.ch\ver, etwas Neues zu sagen, und schwer, dern 
Leser, der gegen Wiederholung abgestumpft ist, Verdruss ztt 

bereiten. 
Wer über prinzipielle Fragen sich in einem Augenblick 

äussert, in dem drei Völker darauf harren, dass aus ihren Vor­
entwürfen zu einem Strafgesetzbuch sich ein allgemeine· Miss­
stände beseitigendes neues Recht entwickle, der muss, wenn 
er nicht will, dass seine Stimme gänzlich ungehört verhalle, 
ein Wort der Verständigung suchen. Dazu wollen auch diese 

Zeilen beitragen. 
Nicht Verständigung, sondern nur Verzögerung solcher, 

wenn sie auf anderem Wege beschafft werden kann, liegt in 
der Aufstellung, dass von vornherein zwischen der kla>lßis91Ien 
Verg-eltungstheorie und der modernen Anschauung· kein Unter­
schied bestehe. Auc_h_ nach letzterer sei die Strafe notwendig 
Vergeltung, denn unter Vergeltung habe man im Stmfrecht 

jl'' 
:f 


